
Der übernationale Charakter
der Europalschen Wirtschaftsge&apos;Meinschaft

Dr. Günther Jaenicke
PriVatdozent, Wissenschaftliches Mitglied des Instituts

Die durch Vertrag vom 25. März 1957 zwischen Belgien, der Bundes-

republik Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg und den Niederlan-

den begründete Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG)&apos;) ist am 1. ja-
nuar 1958 in Kraft getreten&apos;). Sie hat - zusammen mit der gleichzeitig be-

gründeten Europäischen Atomgemeinschaft - das Ziel, im Rahmen der

europäischen Integration zu einem engeren politischen Zusammenschluß der

sechs Staaten zu führen:

Aufgabe der Gemeinschaft ist es, durch die Errichtung eines Gemeinsamen

Marktes und die schrittweise Annäherung der Wirtschaftspolitik der Mitglied-
staaten eine harmonische Entwicklung des Wirtschaftslebens innerhalb der

Gemeinschaft, eine beständige und ausgewogene Wirtschaftsausweitung, eine

größere Stabilität, eine beschleunigte Hebung der Lebenshaltung und engere

Beziehungen zwischen den Staaten zu,fördern, die in dieser Gemeinschaft zu-

sammengeschlossen sind 3).

Die sechs Staaten hatten mit der im Jahre 1951 erfölgten Begi-Undung
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (Montangemeinsr-haft)
eine neue Entwicklung auf dem Gebiete der europäischen Integration ein-

geleitet, die durch die Verwendung einer neuartigen Organisationsform,
der übernationalen Gemeinschaft gekennzeichnet ist. Diese Organisations-
form unterschied sich von den bisher bei zwischenstaatlichen Zusammen-

schlüssen verwendeten Organisationsformen dadurch, daß einem von den

Mitgliedstaaten unabhängigen, insoweit also übernationalen Organ selb-

ständige Entscheidungsbefugnisse gegenüber den Mitgliedstaaten und ihren

Staatsangehörigen zur Verfolgung der Zwecke und Ziele des Zusammen-

1) BGBl. 1957 11, S. 766 ff.; der Vertrag ist in deutscher, französischer, italienischer und
niederländischer Sprache abgefaßt, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist

(Art. 248 EWG-Vertrag).
2) Bekanntmachung des Auswärtigen Amtes vom 27.12.1957 (BGBl. 1958 11, S. 1).

- 3) Art. 2 EWG-Vertrag.
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schlusses übertragen wurden&apos;).. Damit schien der Weg vorgezeichnet, durch
Begründung weiterer übernationaler Gemeinschaften für andere Sektoren
der Staatstätigkeit oder durch Kompetenzerweiterung der - bestehenden
übernationalen Gemeinschaften allmählich zu einem irgendwie gearteten
föderativen Zusammenschluß der miteinander verbundenen Staaten zu ge-
langen. Das Scheitern des Vertrages zur Errichtung einer übernationalen
europäischen Verteidigungsgemeinschaft und der dadurch verursachte Ab-
bruch der Beratungen über den Plan einer übernationalen europäischen
Politischen Gemeinschaft brachten diese Entwicklung zunächst zu einem
Stillstand.

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, die nunmehr einen neuen

Schritt in der Richtung eines engeren Zusammenschlusses der sechs durch die
Montangemeinschaft verbundenen Staaten darstellt, wird im Text ihres
Gründungsvertrages nicht mehr als eine übernationa.le Gemeinschaft be-
zeichnet. Der Text des Vertrages vermeidet es, vielmehr bewußt, das Wort
-übernational überhaupt zu verwenden, um in dieser Hinsicht weder
Hoffnungen noch Befürchtungen bei den Befürwortern oder den Gegnern
der übernationalen Organisationsform zu wecken; so hat z. B. Art. 157
Ziff. (2) Abs. 1-(2) des Vertrages bei der Üestlegung der unabhängigen
Stellung der Mitglieder der EWG-Kommission wörtlich die Definition des
Art, 9 Abs. (5)-(6) des Montangemeinsc!iaftsvertrages für die Rechtsstellung
der Mitglieder der Hohen Behörde übeinommen, mit Ausnahme des Adjek-
tivs supranational

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft entspricht in ihrem organisato- I.

4) Vgl. hierzu j a c n1 c k e Die Sicherung des übernationalen Charakters der Organe
internationaler Organisationen (ZaöRV, Bd. 14, S. 46 ff.) und Die Europäische Gemeinschaft
für Kohle und Stahl - Struktur und Funktionen ihrer Organe (a. a. 0., S. 727 ff.).

5) Zum Vergleich seien hier die beiden Artikel einander gegenüber gestellt:
Art. 9 Abs. (5)-(6) Art. 157 Ziff. (2) Abs. 1-(2)

Les meMbres de la Haute Autorit4 Les membres de la Commission exer-

exercent leurs fonctions en pleine in- cent leurs fonctions en pleine ind6pen-
dependance, dans l&apos;int6rAt g6n6ral de la dance, dans Pinterft g6ngral de la Com-
Communaut6. Dans Paccomplissement de munaut6.
leurs devoirs, ils ne sollicitent ni Waccep- Dans Paccomplissement de leurs de-
tent d&apos;instructions d&apos;aucun gouvernement voirs&quot;,ils ne sollicitent ni Wac.ceptent d&apos;in-
ni d&apos;aucun organisme Ils s&apos;abstiennent de I struCtions d&apos;a.ucun gouvernement ni dau-
tout acte incompatible avec le caract cun organisme. Ils s&apos;abstiennent de teut

supranational de leurs fonctions. acte incompatible avee&apos; le caract de
Chaque ttat membre s&apos;engage ä re- leurs fonctions. Chaque Paat membre s&apos;en-

specter ce caractere supranational et ä gage ä respecter ce caractere et ä. ne pas
ne pas chercher ä influencer les membres chercher ä influencer les mem,4res, de la
de la Haute Autorite dans l&apos;ex6eution de Commission dans llex6cution de leur
leur tache. thche.
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rischen Aufbau zwar, soweit es sich um Art und StrUktur ihrer Organe
handelt, der Montangemeinschaft; sie unterscheidet sich aber wesentlich von

ihr durch die Verteilung der Entscheidungsbefugnisse zwischen ihren Or-

ganen: Im Gegensatz zur Montangemeinschaft sind die wesentlichen Ent-

scheidungsbefugnisse nicht in der übernationalen Kommission, sondern in

dem die, nationalen Regierungen repräsentierenden Ministerrat konzen-

triert, so daß es zweifelhaft erscheint, ob die GemeinSchaft noch als über-

national qualifiziert werden kann.
Bei den parlamentarischen Beratungen des Gründungsvertrages in den

einzelnen Mitgliedstaaten ist das Problem des übernationalen, Charakters
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft Gegenstand der Diskussion ge-
wesen: man hat teils die Zurückdrängung des übernationalen Organisations-
elements bedauert, teils jedoch zu begründen versucht, daß die Gemeinschaft
doch noch übernationale Elemente aufweise. In den amtlichen Erläuterun-

gen der deutschen Bundesregierung wird die. Gemeinschaft ausdrücklich als

eine mit eigenen Hoheitsbefugnissen ausgestattete übernationale Gemein-9
schaft bezeichnet &quot;), und der Präsident der EWG-Kommission hat auf der
konstituierenden Sitzung des Ministerrates die Gemeinschaft als ein eüber-
nationales. Gebilde bezeichnet, das - mit eigenen Hoheitsrechten ausge-
stattet - nunmehr unabhängig neben den Staaten stehe&apos;).

Im Hinblick auf die unterschiedliche Beurteilung des organisatorischen
Charakters der Gemeinschaft in den parlamentarischen Debatten sowie auch
in dem bisher darüber veröffentlichten Schrifttum &apos;) erscheint es angezeigt,
die institutionellen Bestimmungen des EWG-Vertrages daraufhin zu unter-,

suchen, inwieweit die Europäische Wirtschaftsg.emeinschaft übernationale

6) Bundestagsdrucksache Nr. 3440 (2. Wahlpetiode) vom 4. 5. 1957, S. 108: Der Kern
des Vertrages liegt in der Errichtung der &apos;Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft als einer
mit eigenen Hoheitsbefugnissen ausgestatteten übernationalen Gemeinschaft. Der Vertrag
regelt nicht nur wie ein Wirtschafts- und- Handelsabkommen Rechte.und Pflichten der

beteiligten Staaten untereinander; eine derartige Regelung hätte weder dem politischen
noch dem wirtschaftlichen Ziel genügt, das die vertragschließenden Staaten anstrebten.
Der Vertrag ruft vielmehr ein europäisches Gebilde verfassungsrechtlicher Gattung ins

Leben. Hoheitsfunktionen auf dem Gebiet der Wirtschaft werden aus der Zuständigkeit
der Vertragsstaaten ausgegliedert und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über-

tragen.
7) Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung, 1958, S. 157.
8) C a t a 1 a n o La Comunitä Economica Europea e l&apos;Euratom, Milano 1957.

E f r o n ; N a n e s The Common Market and Euratom Treaties: Supranationality and
the Integration of Europe (International and Comparative Law Quarterly, Vol. 6, 1957,
S. 670-684). Institut Royal des Relations Internationales, Bruxelles: Le March6 commun

er l&apos;Euratom (Chronique de Politique Etrang Vol. 10, 1957, S. 410-543). M o na c o

Caratteri istituzionali delia Comunitä cconomica europea (Rivista di Diritto Internazio-
nale, Vol. 41, 1958, S. 9-50). S t e i n d o r f f Europäischer Markt und Euratom (Archiv
des Völkerrechts, Bd. 6, 1956/57, S. 174 ff.).
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Organisationselemente enthält und ob diese es rechtfertigen, die Gemein-
schaft als übernational zu qualifizieren.

1. Die übernationale Organisationsform in den europäischen Integrations-
bestrebungen seit der Errichtung der Europäischen Gemeinschafl

für Kohle und. Stahl

Zum Verständnis der institutionellen Konstruktion der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft ist es notwendig, einen Rückblick auf die Bemü-
hungen zu tun, unter Verwendung der übernationalen Organisationsform
weitere Bereiche der Staatstätigkeit zu integrieren.

1. Der Vertrag zur Errichtung einer Europäischen Verteidigungsgemeinschafi
Der am 27. August 1952 unterzeichnete Vertrag enthielt in seinem ein-

leitenden Artikel die ausdrückliche Feststellung, daß.durch den Vertrag eine
Gemeinschaft übernationalen Charakters mit gemeinsamen Institutionen,
gemeinsamen Streitkräften und einem gemeinsamen Haushalt begründet
werde&apos;). Per organisatorische Aufbau der Verteidigungsgemeinschäft war

zwar der Montangemeinschaff nachgebildet, enthielt jedoch bereits eine

wesentliche GewichtsVerlagerung zugunsten des die nationalen Regierungen
repräsentierenden Ministerrates &quot;). Die Entscheidungs- und Handlungs-
befugnisse waren im Gegensatz zur Montangemeinschaft nicht in einem Or-

gan konzentriert, sondern in der Weise aufgeteilt, daß dem Ministerrat alle
v Entscheidungen, dem übernationalen Kommissariat lediglich die
technische Durchführung dieser Entscheidungen sowie die administrative
Führung der gemeinsamen Streitkräfte übertragen war. Die grundlegende
Bestimmung war folgende: Der Ministermt sollte berechtigt sein, durch ein-,

stimMigen Beschluß Richtlinien für die Tätigkeit des Kommissariats zu -

erlassen; nur insoweit, als der Ministerrat keine solchen Richtlinien erteilen

9) Art. 1.

10) Aus dem Schrifttum Über die Verteidigungsgemeinschaft siehe insbesondere B i. n d. -
s c h e d 1 e r, Rechtsfragen der europäischen Einigung, Basel 1954; D e b r La Com-
munaute europeenne de Wense (L&apos;Ann&amp; Politique et Economique, Annee 25, 1952

&apos;

S. 401-404); F e n w i c k Treaty Establishing the European Defence Community (Arneri-
co:n Journal of International Law, Vol. 46, 1952, S. 698 ff.); G u i a r d La Communaute
eurgpeenne de d6ferise (Revue politique et parlementaire, Ann6e 54, 1952, S. 150 ff.);
K u n z Treaty Establishing the European Defence Community (AJIL, Vol. 47, 1953,
S. 275 ff.); N a s h The European Defence Force and State Sovereignty (Proceedings of
the Amerikan Society&apos;of International Law, 1952, S. 136 ff.); R o 1 in

&apos;
The European

Defence Community (The Grotius Society, Transactions 1952, Vol. 38, S. 4.ff.); T r em -

p on t Le Trait6 instituant la Communaut6 Europ6enne de D6fense (The International
and Comparative Law Quarterly, Vol. 1, 1952, S. 519 ff.).
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würde, wäre das Kommissariat berechtigt gewesen, nach eigener Entschei-
dung die ihm durch die Bestimmungen des Vertrages übertragenen Ent-

scheidungs- und Handlungsbefugnisse auszuüben &quot;).
Mit Rücksicht auf dieses übergewicht des Ministerrates war bereits bei

der parlamentarischen Beratung des Vertrages in den einzelnen Mitglied-
staaten bezweifelt worden, ob sich die Verteidigungsgemeinschaft mit Recht
als eine, übernationale Institution bezeichnen konnte. Nach Ansicht der
Verfasser des Vertrages war jedoch die Bezeichnung übernational nicht
in dem Sinne gemeint, daß damit nunmehr alle wesentlichen Entscheidungs-
befugnisse im Kompetenzbereich der -Gemeinschaft auf ein übernationales

Organ verlagert sein sollten. Es war nicht der Sinn der Verteidigungs-
gemeinschaft, ihren Organen politische Entscheidungen zuzumuten;
vielmehr bestand der Zweck der Verteidigungsgemeinschaft darin, die
Streitkräfte dem nationalen Einfluß zu entziehen und zu einem Gemein-

schaftsinstrument zu machen, indem die Durchführung der gemeinschaftlich
getroffenen Entscheidungen der Mitgliedstaaten über Aufbau und Einsatz
der gemeinsamen Streitkräfte einem übernationalen, d. h. von nationalen
Interessen unabhängigen Exekutivorgan übertragen werden sollte. Der

übernationale Charakter der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft war
daher im wesentlichen auf die fachlich-exekutive Seite beschränkt.

Selbst diese abgeschwächte Form der übernationalen Gemeinschaft ging
der Mehrheit des französischen Parlaments noch zu weit. Die Abneigung,
die französischen Streitkräfte der administrativen Führung eines über-
nationalen Organs zu unterstellen, war einer der Hauptgründe, die das
französische Parlament veranlaßten, dem Vertrag über die Verteidigungs-
gemeinschaft nicht zuzustimmen.

2. Der Entwurf der Ad-hoc-Versammlung für das Statut einer Europäischen
Gemeinsc,bafl

Der Von der ad hoc-Versammlung &quot;) ausgearbeitete Vertragsentwurf
für das Statut einer Europäischen Gemeinschaft &quot;), der am 9. März 1,953

den Regierungen der sechs Mitgliedstaaten der Montangemeinschaft zur

11) Art. 39 Ziff. (2) EVG-Vertrag.
12) Gebildet auf Grund der Empfehlung der Beratenden Versammlung des Eu.roparates

vom 30. 5. 1952 (Conseil de l&apos;Europe, Assemblee Consultative, 4e sess., ire partie, Textes
adopt6s, S. 17) und Entschließung der Außenminister der sechs Mitgliedstaaten der EGKS
vom 10. 9.1952 (Nouvelles du Conseil de l&apos;Europe, Annee 2, 1952, No. 10, p. 2): .. Les
membres de l&apos;Assemblee Charbon-Acier sont invites, en einspirant des principes de
Particle 38 du Traite instituant la Communaut6 europeenne de d6fense, et sans pr6judice
des dispOsitions de ce trait6, ä Naborer un projet de traite instituant une Communaut6
politique europeenne . Die Versammlung tagte vom 15. 9. 1952 bis 10. 1953.

13) Projet de Trait6 portant Statut de la Communaute Europeenne, Assemblee Ad hoc,
Doc. 15 R.
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Weiterberatung auf der Regierungsebene unterbreitet worden war, sah die

Errichtung einer Gemeinschaft übernationalen Charakters &quot;) Vor, die die

Montangemeinschaft und die Verteidigungsgemeinschaft (mit deren Inkraft-
1,

treten man damals noch rechnete) in sich aufnehmen und die Rahmenorgani-
sation für alle bestehenden und zukünftigen, von den sechs Mitgliedstaaten

0,gegründeten übernationalen. Gemeinschaften,sein s Ilte

Das dem Aufbau der Europäischen Politischen Gemeinschaft zugrunde
liegende Organisationsprinzip &quot;) bestand ebenso wie bei der Montan- und

der Verteidigungsgemeinschaft in der Übertragung von Entscheidungs- Und,

Handlungsbefugnisgen auf unabhängige, nationalen Einflüssen entz,o.gene

gemeinsame Organe. Für die Gemeinschaft waren, folgende Organe vor-

gesehen:
a) Ein P a r 1 a m e n t mit zwei, Kammern: Senat und Völkerkammer&quot;

wobei die Mitglieder des Senates durch die nationalen Parlamente, die Mit-

glieder der Völkerkammer unmittelbar von der Bevölkerung der Mitglied-
staaten gewählt werden sollen; sowohl die Mitglieder des Senates wie die

der Völkerkammer sollen weisungsunabhängig sein &quot;).

b) Ein E x e k u t i V r a t.. der vom Senat ernannt werden, in seiner

Amtsführung ausschließlich dem Parlament verantwortlich und -jederzeit
vom Vertrauen beider Kammern abhängig sein sollte 18).

14) Art. 1 des Entwurfs: II est institu6 par 1e present Trait6 une Communaute Euro-

peenne de caract supranational.
15) Vgl. die Ausführungen des Berichterstatters des Verfassungsausschusses B e n v c -

n u t i in der ad boc-Versammlung am 6. 3. 1953, La .Communaut6 europ6e.nne est u.n
systeme qui in.t toutes les organisations de nature supranationale qui ont d6jä falt ou

feront encore Pobjet de traites (Assemb16e Ad hoc, D6bats, Compte rendu in extenso des

s6ances, S. 257 f.).
Vgl. hierzu Conseil de l&apos;Europe, Assemblee consultative Rapport sur le projet de

trait6 portant statut de la &apos;Communaut6 Europeenne adopte par l&apos;Assemblee ad hoc,
presente au nom de la Commission des Affaires gen6raleg (Documents, T. 1, Doc. 120,
S. 97 ff., 138 ff.); ferner das folgende Schrifttum: B i n d s c h c d 1 e r Rechtsfragen der

europäischen Einigung, Basel 1954, S. 332 ff.; B r i g g s The Proposed European Political

Community (AJIL, Vol. 48, 1954, S. 1 10 ff.); H 6 r a u d, Nature juridique de la Commu-

naute europ6enne dapres le projet de statut du 10 mars 1953 (Revue du Droit public et de la

Science politique, Ann6e 59, 1953, S. 581 ff.); J a e n i c k e, Bundesstaat oder Staatenbund

- Zur Reätsform einer Europäischen Staatengemeinschaft (Festgabe für Carl Bilfinger,
Beiträge zum ausländischen öffentlichen Recht und Völkerrecht, Heft 29,

1

S. 71-108);
K a r p The Draft Constitution for a European Political Community (International Or- II

ganization, Vol. 8, 1954, S. 181 ff.);, v. P g t t k a m e r, Der Entwurf eines Vertrages über.

die Satzung der Europäischen Gemeinschaft (ZaöRV, Bd. 15, S. 103 ff.),; R i d, d e r-, Der

Entwurf einer Satzung der Europäischen Gemeinschaft (juristenzeitung, 19.-53, S. 289 ff.;
323.ff.); R o b e r t so n The European Political Community (The British Year Book, of

International Law, Vol. 29, 1952, S. 383 ffl.); W i g n y &quot;
La Communaut6, Politique E.uro-

p6enne (La Revue Politique, 1953, S. 448 ff.).
17 Art. 10 ff. des, Entwurfs.
18) Art. 27 ff. des Entwurfs.
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c) Ein M i n i s t e r r a t aus weisungsgebundenen Regierungsvertretern.
der Mitgliedstaaten

d) Ein Gerichtshof.

Diesen Organen sollten nach Ablauf einer gewissen übergangszeit die

Kompetenzen und Befugnisse der ihnen entsprechenden Organe der Montan-
und Verteidigungsgemeinschaft &quot;) sowie sonstige, ihnen von den, Mitglied-
staaten etwa noch zusätzlich übertragene Befugnisse zustehen &quot;); insbeson-

dere sollten also die weitgehenden Mitwirkungsrechte der nationalen

Regierungen über die Institution des Ministerrates in dem Umfange, wie -

sie in den bisherigen Verträgen der Montan- und der Verteidigungsgemein-
schaft festgelegt waren, erhalten bleiben. Darüber hinaus sollte die Gemein-

schaft folgende zusätzliche Kompetenzen haben:

1. Der Exekutivrat sollte zum Zwecke der Koordinierung der Außen-

politik der Mitgliedstaaten beschränkte Befugnisse zur Einrichtung eines

Informations-, Konsultations- und Vorschlagsverfahrens, jedoch keine, selb-

ständigen Entscheidungsbefugnisse erhalten &quot;).
2. Das Parlament sollte, außer dem Recht zur Festsetzung des Haushalts-

planes der Gemeinschaft &quot;) einige beschränkte Gesetzgebungsbefugnisse er-

halten &quot;), die jedoch, soweit sie nicht lediglich die innere Organisation der
Gemeinschaft betreffen, sondern in die Rechtsordnung der Mi,tgliedstaaten
eingreifen würden, an die einstimmig zu erteilende Zustimmung des Mi-

nisterrates gebunden bleiben sollten 2).
Die wichtigste materielle Gesetzgebungsaufgabe, die bereits im Statut

der Gemeinschaft Vorgesehen* war, sollte in der fortschreitenden Verwirk-

lichung eines gemeinsamen Marktes zwischenden Mitgliedstaaten bestehen.
Hierfür war sogar nach einer übergangszeit von sechs Jahren eine erleich-,

terte Gesetzgebungsmöglichkeit vorgesehen- Gesetze zur Ausdehnung des
3

gemeinsamen Marktes auf weitere Wirtschaftsgebiete sollten nach Ablauf&gt;
von sechs Jahren schon mit Zustimmung, der einfachen Mehrheit des Mi-

;2

nisterrats beschlossen und in Kraft gesetzt werden können&quot;). Hier war-

19) Art. 35 ff. des Entwurfs.
20 Art. 56 ff. des Entwurfs.
21 Art. 111 ff. des Entwurfs.
2&quot;2) Art. 67 ff. des Entwurfs.
23 Art. 75, 81 des Entwurfs. Die Finanzierung der Gemeinschaft durch Beiträge der

Mitgliedstaaten (Art. 77, 80) oder eigene Steuern und Abgaben der Gemeinschaft (Art. 77 f.)
sollte jedoch auf jeden Fall an die einstimmige Mitwirkung des Ministerrates gebunden
bleiben.

24 Art. 52 ff. des Entwurfs.

l&apos;s) Art. 78, 82 ff., 104 des Entwurfs.
&apos;2&apos;6) Art. 84 Ziff. (3) in Verbindung mit Art. 82 des Entwurfs.
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bereits die Idee einer fortschreitenden. Verwirklichung des gemeinsamen
I

Marktes, die jetzt in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ihre institu-,
tionelle Form gefunden hat, in ihrem Kern enthalten, jedoch mit einem

Verfahren, das wesentlich übe ausgestaltet war, als es nunmehr
in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft geschehen ist.

Die Frage, ob und mit welchen Befugnissen das Organ des Ministerrates
im Rahmen dieser übernationalen Gemeinschaft beibehalten werden sollte,
hatte in den Diskussionen der ad hoc-VersammlUng eine große Rolle ge-
spielt. Der Berichterstatter des Verfassungsausschusses der ad hoc-Versamm-

lung hatte sich deshalb veranlaßt gesehen, den Entwurf gegen den Vorwurf
zu verteidigen, daß die Beibehaltung des Ministerrates und seine weitgehen-
den Mitwirkungsrechte mit dem übernationalen Charakter der Gemeinschaft
unvereinbar seien: er hatte in seinem Bericht die Ansicht vertreten, daß es

angesichts des politischen Gewichts der nationalen Belange zweckmäßig sei,
wenn diese bereits in der übernationalen Willensbildung zur Geltung kä-

men; er hatte allerdings hinzugefügt, daß es seiner Ansicht nach mit dem
übernationalen Charakter der Gemeinschaft unvereinbar wäre, wenn der

Minis.terrat befugt sein würde, in jede Maßnahme:des übernationalen Ex-
ekutivrates einzugreifen und diesen auf den Rang eines ausführenden Or-

gans herabzudrüeken; der Ministerrat müsse vielmehr auf Zustimmungs- und
Kontrollfunktionen beschränkt bleiben &apos;).

Obwohl die von der ad hoc-Versammlung vorgeschlagene Gemeinschafts-
form - abgesehen von dem Verfahren zur Herstellung eines gemeinsamen
Marktes - den Mitgliedstaaten keine weiteren unmittelbaren Einschrän-,
kungen ihrer nationalen Souve&apos;ranitat zumutete und Kompetenzerweiterun-
gen der&apos; übernationalen Gemeinschaft, auf Kosten der Mitgliedstaaten an

die Zustimmung der letzteren gebunden bleiben sollten &quot;), konnte doch, kein,
Zweifel an der Tendenz bestehen, in dem so -geschaffenen institutionellen
Rahmen den übernationalen Organen gegenüber dem Ministerrat ein über
gewicht zu geben und die Mitgliedstaatenan der Entscheidung der Gemein-

schaftsangelegenheiten über den MiniSterrat nur noch in dem politisIch un-

bedingt notwendigen Umfange zu beteiligen. Diese auf eine Zurückdrängung
des Einflusses der nationalen Regierungen gerichtete Tendenz des:Entwurfs
der ad hoc-Versammlung war einer der Hauptpunkte, der bei der Beratung
des Entwurfs auf der Regierungsebene auf Ablehnung stieß und zu lang-
wierigen, nicht zum Abschluß gelangten Diskussionen über eine entspre-
chende Umgestaltung des instit.utionellen Aufbaues der Gemeinschaft führte.

-&quot;) Bericht des Verfassungsausschusses an die ad hoc-Versammlung vom 20. 12. 1952,-
Teilbericht B e n v e n u t i Assemblee Ad hoc, Doc. 1, S. 23-24.

28 Art. 111 des Entwurfs.
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3. Die Regierungsberatungen über den Entwurf der Ad-hoc-VersamMlung

Die Beratungen auf Regierungsebene begannen zunächst im Rahmen
zweier Konferenzen der Außenminister&quot;), wurden dann auf Grund der

Direktiven dieser Konferenzen im Rahmen einer längeren Tagung der

Außenministerstellvertreter in Rom fortgesetzt, deren Bericht der Außen-

minister-Konferenz in Den Haag vom 26.-28. November 1953 vorlag und
ihr Anlaß gab, eine besondere aus Regierungsexperten gebildete, in Paris

tagende Kommission mit der Fortführung der Arbeiten und Ausarbeitung
eines neuen Vertragstextes zu beauftragen 31). Diese Arbeiten fanden ihren

vorläufigen Abschluß in dem - bisher nicht veröffentlichten - Zwischen-
bericht der Kommission an die Außenminister für eine zum 30. März 1954

nach Brüssel einberufene, schließlich aber auf unbestimmte Zeit verschobene
Konferenz.

Soweit das Ergebnis der Beratungen bekannt geworden ist, hatten sie

die Tendenz, die beherrschende Stellung,der Mitgliedstaaten im Rahmen

der geplanten Gemeinschaft zu wahren, die Institution des Ministerrates,

mehr in den Vordergrund zu rücken und die Funktionen der übernationalen

Organe auf die Durchführung der von den Mitgliedstaaten vertraglich oder

im Rahmen der Gemein5chaft vereinbarten Grundsatzentscheidungen zu

beschränken:
Die Direktive der Außenminister-Konferenz in Baden-Baden am 7. bis

8. August 1953 betonte unmißverständlich die Notwendigkeit der Aufrecht-

erhaltung der Souveränität der Mitgliedstaaten:
C

11 sera cree une Communaute d&apos;Etats souverains qui dans l&apos;interet de tous

exercera les fonctions supranationales definies par les Traites en vigueur ou

qui pourraient resulter de Traites ulterieurs 31).

Darüber hinaus bestand Einigkeit darüber, daß der Gemeinschaft die so-

genannte Kompetenz-Kompetenz, d. h. die Befugnis, ihre Kompetenzen
ohne Zustimmung der davon betroffenen Mitgliedstaaten zu erweitern,

versagt bleiben sollte &quot;).

29) Konferenz in Paris vom 12.-13. 5. 1953 (Communiqu6 abgedruckt in Bulletin der

Bundesregierung 1953, S. 773); Konferenz in Baden-Baden vom 7.-8. 8. 1953 (Communiqu6
abgedruckt ebenda, S. 1261).

30) Abschlußcommunique der Konferenz vom 28. 11. 1953 (Bulletin der Bundesregie-
rung 1953, S. 1901-1902).

31) Aus dem Communiqu6 der Konferenz in Baden-Baden vom 8. 8. 1953 (Documen-
tation Frangaise, Bulletin Quotiolien No. 2544, 12. 8. 1953).

u) Vgl. Communique der Pariser Außenminister-Konferenz vom 12.-13. 5. 1953

(a. a. 0.): ... Zuständigkeitserweiterungen [der Gemeinschaft] können nach ihrer [der
Außenminister] übereinstimmenden Ansicht nicht von selbst eintreten, sondern müssen

einstimmig vereinbart werden.

11 2.ausl.öff.R.u.VR.,Bd.19/1-3
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Das institutionelle Problem, das die Regierungsberatungen vor allem be-

schäftigte, war die Vertretung der Regierungen der Mitgliedstaaten bei der

Willensbildung der Gemeinschaft; dieses Problem stellte sich sowohl beim
Parlament als auch bei der Exekutive:

a) Bei der Konstruktion des Parlaments, das ein Zweikammersystem sein

sollte, bestand die Tendenz, statt eines von den nationalen Parlamenten

gewählten Senats eine Staatenkammer vorzusehen, deren Mitglieder&apos; von
den nationalen Regierungen ernannt und von ihnen weisungsabhängig sein

würden &quot;).
b) Bei der Konstruktion der Exekutive bestand die Tendenz, Exekutivrat

und Ministerrat zu gleichgeordneten Elementen der Exekutive zu machen.

um auf diese Weise dem U&apos;bernationalen und dem internationalen Ele-

ment den gleichen Rang innerhalb der Exekutive zu sichern; die nach den

M.ontan- und Verteidigungsgemeinschaftsverträgen bestehenden Befugnisse
des Ministerrats, dem Exekutivrat in bestimmten Fällen Direktiven für sein

Handeln erteilen zu können, sollten auch für die.&apos;Zukunft beibehalte,
werden &quot;).

Der Wunsch nadi stärkerer Einflußnahme der Mitgliedstaaten auf die

Zusammensetzung des Exekutivrates zeigte sich darin, daß die Mitglieder
des Exekutivrates - unbeschadet ihrer übernationalen Stellung gegenüber
den Mitgliedstaaten und ihrer Verantwortlichkeit gegenüber dem über-

nationalen Parlament - nicht, wie im Entwurf der ad hoc-Versammlung
vorgesehen, vom Parlament, sondern vom Ministerrat ernannt Werden

33) Vgl. Communique der Außenminister-Konfe-.unz in Den Haag vom 28. 11. 1953
(a. a. 0.): Die Minister billigten insbesondere die Schaffung einer Versammlung, welche

die Völker der Gemeinschaft, vertritt, und eines Oberhauses oder eines an seine Stelle
tretenden Organs, das die Staaten vertritt und dazu den Bericht über die Außenminister-
Konferenz in Den Haag (Bulletin der Bundesregierung 1953, S. 1927 f.): Das Problem der

Bildung des Senats ist auf der Haager Konferenz noch nicht entschieden worden. Die dabei

auftauchendenFragen werden auf derdemnächst inParis zusammentretenden,Stellvertreter-
Konferenz untersucht werden. Drei Grundfragen stehen dabei zur &apos;Debatte, die immerhin

auch schon im Haag haben, weiter geklärt werden können. Soll der Senat eine Art Bundes-

tat werden? Der Haupteinwand gegen diese Lösung ist&quot; daß sich - angesichts des Rats der
nationalen Minister -, durch die Annahme des bundesratlichen Prinzips das nationale Re-

gierungselement in der Europäischen Gemeinschaft verdoppelte.
34 Vgl. Bericht über die Außenminister-Konferenz in Den Haag (a. a. 0., S. 1911):

ts zwischen dem,&gt;Die geplante Exekutive soll durch die Aufrechterhaltung des Gleichgewich
supranationalen und dem nationalen Element gekennzeichnet sein. Sie hat dementsprechend
zwei Organe, nämlich ein supranationales Element, das durch ein neues Organ mit,einem

Präsidenten gebildet wird, und ein nationales Element, welches durch den,Rat der natio-

nalen Minister yertreten ist. Dabei wurde festgestellt, daß die Befugnisse des Ministerrates

der Montan-Gemeinschaft bzw. der EWG nicht beeinträchtigt werden dürfen, falls ein

gewählter Senat geschaffen wird.
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sollten &quot;). Nach der Ablehnung des Vertrages über die Europäische Ver-

teidigungsgemeinschaft durch das französische Parlament am 30./3 1. August
1954 wurden auch-die Beratungen über den Entwurf der ad hoc-Versamm-
lung nicht mehr weitergeführt.

4. Die EmPfehlungen des von der Messina-Konierenz eingt
Regierungsausschusses

,-Nach dem am 8. Mai 1955 erfolgten Inkrafttreten der Pariser &apos;Verein-

barungen vom 23. Oktober 1954 über die Eingliederung der Bundesrepublik
Deutschland in das westliche Verteid.igungssystem, die, unter Verzicht auf
übernationale Organisationsformen erreicht worden war, ergriff die Ge-

meinsame Versammlung der Montangemeinschaft erneut die Initiative und
forderte in einer Resolution vom 14. Mai 1955 eine Regierungskonferenz
der sechs Mitgliedstaaten zum Zwecke der Ausarbeitung neuer Vertrage zur

Weiterführung der europäischen Integration &apos;).
Wenige Tage spater, am 20.. Mai -1955, richteten die Regierungen Bel-

giens, Luxemburgs und der Niederlande eine Note an die drei übrigen Mit-.

gliedstaaten der Montangemeinschaft, in der sie die Fortführung der euro-

päischen Integration, zunächst beschränkt auf das wirtschaftliche Gebiet,

durcl-iSchaffungeinesdie,g,inzeWirtsdnaftumfassendengemeinsameriMarktes
oder durch Integration weiterer Wirtschaftssektoren (Transport, Elektrizität.

Atomenergie) vorschlugen &apos;).
Die vom 1.-2. Juni 1955 in Messina tagende Außenministerkonferenz

der sechs Mitgliedstaaten der Montangemeinschaft entsprach diesem Appel.
zu einer erneuten relance europeenne und gelangte bei ihren Beratungen über
das weitere Verfahren zur Fortführung der europäischen Integration zu dem

Entschluß, die europäische Integration auf wirtschaftlichem Gebiet, inr.

35) Vgl. dazu den Bericht über die Ergebnisse der Haager Außenminist, 1-Konierenz
Z,

vom 26.-28. 11. 1953 (Bulletin der Bundesregierung 1953, S. 1911): Mitg 1 d r d r

Exekutive sollen, abweichend von dem Vorschlag des Ad-hoc-Auss(2liusses, --.veldier den
Senat vorgeschlagen hatte, vom Ministerrat ernannt werden. Gleichwohl wurde dem
Wunsche des Ad-hoc-Ausschusses in gewisser Weise Rechndng getragen. Die Exekutiv-
behörde soll dem europäischen Parlament, also,der Völkerkammer, verantwortlich sein.

36) S. 731 f.: L&apos;Assemb16e commune, demande aux ministres des Affaires 6tran2
lors de leur reunion du ler juin:

a) d&apos;inviter les institutions de la CoMmunaut europ du charbon er de l&apos;acier
elaborer les propositions concernant l&apos;extension&apos;de competence et de pouvoirs indispensables
pour permettre ä la Communaute de rernplir efficacement sa mission definie par le Traitp&apos;;

b) de charger une ou des conferences intergouvernementales de l&apos;elaboration, avec le
concours approprie des institutions de la Communaute de projets de trait6s necessaires
la realisation des prochaines etapes de l&apos;integration europeenne, dont l&apos;institution de la
Communaute europeenne du charbon et de l&apos;acier a marque les debuts.

31) Chronique de Politique Etrangere, Vol. 10 (1957), S. 417.
t&apos;
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besondere durch Errichtung eines gemeinsamen Marktes für alle Wirtschafts-

zweige fortzusetzen.

Zes gouvernements de la Republique federale d&apos;Allernagne, de France,
dItalie, du Luxembourg et des Pays-Bas croient le moment venu de franchir
la nouvelle etape dans la de la construction europeenne. 11.s sont d&apos;avis

que celle-ci doit etre realisee tout d&apos;abord dans le domaine economique.
Ils estiment qu&apos;il faut poursüivre Petablissernent d&apos;une Europe unie par le

developpernent d&apos;institutions comrnunes, la fusion progressive des economies

nationales, la creation d&apos;un march commun et Pharmonisation progressive
de leurs politiques sociales 3&quot;).

Die Vorbereitung der Konferenz für die Ausarbeitung der erforderlichen

Verträge wurde einem Sonderausschuß aus Regierungsvertretern über-

tragen &apos;9).
Die Außenminister-Konferenz in Messina hatte jedoch keine Entschei-

dung darüber getroffen, welchen Charakter die zur Errichtung des gemein-
samen Marktes erforderlichen Institutionen haben sollten; die Konferenz
hatte sich damit. b.egnügt, von der Notwetidigkeit der Entwicklung ge-
meinsamer Institutionen.,&lt; der Mitgliedstaaten zu sprechen und es im übrigen

ionellendem Ausschuß überlassen zu prüfen, welches die geeigneten institut

Einrichtungen für die Errichtung und das Funktionieren des gemeinsamen
Marktes seien. Die Konferenz hatte also keine Entscheidung für oder gegen
das übernationale Organisationsprinzip getroffen und insoweit dem Aus-

schuß freie Hand gelassen.
Der Ausschuß (nachfolgend kurz als Messina-Ausschuß bezeichnet) 40)

konstituierte sich am 9. Juli 1955 unter dem Vorsitz des belgischen Außen-

ministers S p a a k in Brüssel.. Sein Bericht vom 2 1. April 1956 `) wurde
auf der Außenministerkonferenz der sechs Mitgliedstaaten der Montan-

geineinschaft in Venedig am 29.-30. Mai 1956 als Grundlage für die Kon-

ferenz zur Ausarbeitung eines Vertrages zur Errichtung eines gemeinsamen
Marktes und eines Vertrages zur Errichtung einer europäischen Atom-

38) Aus der Resolution der Außenminister auf der Messina-Konferenz vom 2. Juni 1955

(abgedruckt in La Documentation Frangaise, Articles et Documents, 1955, No. 0216;
Chronique de Politique Etrang Vol. 10, 1957, S. 732).

39) Vgl. Ziff. 11 der Resolution der Messina-Konferenz: Zes six gouvernements ont

&apos;dure suivante: 1) Une ot! des conferences seront appelees ädecide d&apos;adopter la proce
&apos;laborer ]es traites ou arrangements relatifs aux matieres envisagees; 2) La preparation en

sera assuree par un Comite de deleguA gouvernernentaux assistes d&apos;experts sous la presi-
dence d&apos;une personnalite politique charge de coordonner les differents travaux.

40) Offizielle Bezeichnung: Comite intergouvernemental cree par la Conference de
Messine.

41 Rapport des Chefs de delegation aux Ministres des Affaires Etrangeres, Bruxelles,
21. 4. 1956 (Doc. Mae 120 f/56; corrige).
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energie-Organisation angenommen 42) Die Empfehlungen des Messina-Aus-

schusses, von de4en die Organisationsform der Europäischen Wirtschafts-

gemeinschaft entscheidend beeinflußt worden ist, müssen aus der neuen

Methode heraus verstanden werden,- mit der der Ausschuß an das ihm ge-

stellte Problem heranging. Der Ausschuß ließ sich, wie sein Vorsitzender

Spaak berichtet hat, von dem Gedanken leiten, daß nach dem Scheitern des

Planes der übernationalen Verteidigungsgemeinschaft, das zu wesent-

lichen Teile auf die Gegnerschaft gegen ihre Organisationsform zurück-

zuführen war, für die Integration ande&quot;rer Gebiete nicht besondere organi-
satorische Methoden empfohlen werden konnten`). S p a a k lenkte deshalb

die Arbeit des Ausschusses in eine rein pragmatische Richtung: Die Experten
sollten sich bemühen, bei der Lösung der Probleme der wirtschaftlichen

Integration und insbesondere bei der Organisation des gemeinsamen Mark-

tes nicht von doktrinären institutionellen Vorstellungen auszugehen, sondern

die Lösungen entspreihend den Notwendigkeiten zur Erreichung des jeweils
praktischen Zieles zu suchen, deshalb Institutionen nur dort vorzusehen,
wo sie zur Erreichung des jeweiligen Zieles notwendig erscheinen, und diesen

Institutionen selbständige Befugnisse nur insoweit zu übertragen, als die

Methode des Zusammenwirkens der Mitgliedstaaten auf der Basis unein-

geschränkter Souveränität nicht ausreichend sein würde, um das Funktio-

nieren der wirtschaftlichen Integration sicherzustellen &quot;).

42) Communique der Konferenz (abgedruckt in Chronique de Politique Etrangere,
Vol. 10, 1957, S. 810 f.).

43) Vgl. die Ansprache Spaaks vor der Beratenden Versammlung des Europarates
am 21. 10. 1955 (7e session ordinaire, 2e partie, Compte rendu des debats, 2le seance,

S. 610): . Notre idee generale 6tait celle-ci: Pheure de l&apos;Europe politique n&apos;a pas sonne;

Pechec que nous venons de subir, en ce qui concerne la Communaute europeenne de de-

fense, prouve qu&apos;il est pr6mature d&apos;essayer d&apos;etablir l&apos;Europe par la me5thode qui a cepen-
dant Pacquiescement et la preHrence d&apos;un certain nombre d&apos;entre nous, c&apos;est-ä-dire la

methode la Plus logique et probablement la plus rapide, celle que nous appelons dans notre

vocabulaire la m6thode constitutionnelle. Il West pas raisonnable, apr l&apos;aventure de la

C.E.D., de recommencer purement et simplement, quelques mois apres, la mAme experlence;
il faut tAcher d&apos;arriver au meine but, ce but lointain de la formation d&apos;une Europe integree,
par d&apos;autres m6thodes et en choisissant d&apos;autres voies.

44) S p a a k a. a. 0., S. 617: J&apos;ai dit aux experts: Dans toutes les commissions, ne

commencez pas par etudier la question des institutions, commencez par donner une reponse

technique aux proble&apos;mes particuliers quon vous pose. Quand vous aurez donne cette

r6ponse technique, en toute liberte, vous nous direz si vous estimez que, pour faire fonc-
tionner votre m6canisme technique, des institutions deivent Atre creMes. Quand vous aurez

resolu cette seconde question, vous aborderez le mecanisme de Pinstitution sans idee

pr6conque. Vous ne direz pas, c&apos;est la seule chose que je vous demande: II faut necessaire-

ment abandonner une part de sa souverainetA nationale, mais vous ne direz pas. non plus:
On ne peut jamais abandonner une part de sa souverainete nationale.

Pourquoi? Parce que si Pon proc6dait de la fagon logique, il faudrait creer une institu-
Z,

tion qui doive fonctionner. Or, quel est Phomme politique, Phomme d&apos;Etat, qui oseralt
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Der Bericht des Messina-Ausschusses vermeidet es daher, die für erforder-
lich gehaltenen Institutionen und deren Befugnisse als übernational oder
nicht übernational zu qualifizieren, und begründet die vorgeschlagenen insti-
tutionellen Lösungen lediglich mit den praktischen Notwendigkeiten 45).
Daß die Schaffung des gemeinsamen Marktes, je flexibler das Verfahren

gestaltet würde, um so mehr auf das Vorhandensein besonderer Institu-
tionen zur Entscheidung der in deneinzelnen Verfahrensetappen zu treffen-
den Maßnahmen angewiesen sein würde, offensichtlich&quot;); der Aus-

conseiller son gouvernement d&apos;entrer dans une organisation, et plus specialement une

institution dont on saurait que le fonctionnement peut et doit necessairement conduire,
dans certains cas, une impasse dont l&apos;institution ne pourra Jamais sortir? Qui voudrait
entrer dans une institution comme celle-W Evidemment personne!

Je crois que cette methode donnera quelque chose. Je croiS que les institutions qui
sortiront de ]a conference de Bruxelles oude la conference de Messine ne seront pas les
memes. Les experts arriveront cette conviction que, pour certaines institutions, il ne faut
pas d&apos;autorite propre - j&apos;aime mieux employer cette expression lAut6t que celle d&apos;abandon
de la souverainete nationale qui permet le dechainement de tous les nationalismes. - 11
vaut mieux parler d&apos;institutions ayant leur autorite proPre et leurs competences propres.

J&apos;ai donc dit aux experts: Il y a cependant un principe adopter. Si vous croyez la
necessite d&apos;une institution, poussez l&apos;idee de 1&apos;entente et du compromis jusqu&apos; un maximum,
montrez que vous etes alles dans cette voie jusqu&apos;a la plus extreme limite et que vous ne

faites intervenir I&apos;autorite propre de Pinstitution que lorsque vraiment vous aurez 6puise
toutes les possibilites d&apos;entente et de compromis sur ]a base des souverainetes nationales.&quot;

45) Vgl. S p a a k, vor der Gemeinsamen Versammlung der Montangerneinschaft am

13. 3. M6 (Debats de I&apos;Assemblee Commune, Compte rendu in extenso, des seances,
Exercice 1955-56, 2&apos; session extraordinaire, S. 200 ff., 209): -Lorsque le proble&apos;me s&apos;est

pose devant les experts, je leur ai recommande maintes reprises d&apos;examiner le probleme
des institutions en dernier lieu, apres avoir dresse l&apos;inventaire des difficultes techniques.
Je leur ai demande de preconiser des solutions ces difficultes techniques et d&apos;examiner
ensuite la question de savoi,r s&apos;il est necessaire, pour quIe fonctionne le marche&apos; commun
tel qu&apos;ils l&apos;ont conqu, de creer des institutions particulieres. Si les experts r6pondaient par
la negative, le proWme 6tait resolu S&apos;ils repondaient par I&apos;affirmative, nous abordions
le proble&apos;me des institutions.

Je me suis permis de faire une seule recommandation: j&apos;ai demande aux experts
d&apos;aborder le probleme des institutions d&apos;une maniere tout fait objective. Je ne leur ai pas
dit qu&apos;il fallait chercher creer des institutions supranationales; je leur ai demande de
recommander, en conscience, les institutions qu&apos;ils estimeraient necessaires pour que fonc-
tionne le marche commun et non pas des institutions qui.risqueraient de nous conduirc
dans une impasse. Ensuite, nous laisserions aux juristes le soin dc nous dire si les institutions
sont supranationales ou ne le sont pas. C&apos;est ainsi qu&apos;on a procede et je ne voudrais pas
essayer de vous tromper, pas plus que le public-.

46) Rapport, a. a. 0., S. 23 f.: -On ne pourrait concevoir de faire face des tAches en

determinant dans tous les details les mecanismes et les obligations par le texte. m8me d&apos;un
traite, Plus, ail contraire le jeu du marche et le developpernent des circonstances exigent de
souplesse, plus il est necessaire de s&apos;en, remettre des institutions dont les competences
seront nettement definies et des procedures dont la diversite reponde a celle des pro-
bl.e&apos;mes qui peuvent se presenter. En particulier, on ne saurait regler par avance comment

s&apos;accOmpliront la liberation des mouvements de capitaux, la modification des r6glemen-
tatio.ns internes que conivorte une int6gration progressive du secteur des services, la mise I.
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schuß hat sich jedoch von dem Grundsatz leiten lassen, daß alle Fragen.,
die die allgemeine Politik der Mitgliedstaaten berühren, grundsätzlich in

einem Ministerrat durch einstimmigen Beschluß der nationalen Regierungen,
entschieden werden müßten, und nur solche Fragen, die sich auf die An-

wendung bereits vertraglich vereinbarter materieller Regeln des gemein-
; samen Marktes beschränkten, der Entscheidung einer unabhängigen Kom-

mission überlassen werden könnten &quot;).Der Bericht des Ausschusses kam

daher in Bezug auf die Institutionen der zu errichtenden Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft zu dem Ergebnis, daß die Entscheidungsbefugnisse
der Gemeinschaft zwischen dem Ministerrat und der Kommission wie folgt
aufgeteilt werden sollten:

1. Soweit es sich um die Festlegung der allgemeinen Wirtschaftspolitik
handle, sollte diese in der Zuständigkeit der nationalen Regierungen bleiben;
ihre Koordination sollte durch einstimmige Beschlüsse im Rahmen des

Ministerrates erfolgen &quot;).

sur pied d&apos;une organisation commune pour certains marches agricoles. Ces compl
prevus par le traite lui-rnerne devront pouvoir etre apportes par le jeu meine des institu-
tions qu&apos;il aura creees.

47) S p a a k a. a. 0., S. 210: ... Ces institutions ne sont pas extremernent originales:
il s&apos;agit d&apos;un Conseil de ministres, d&apos;une Commission europeenne - c&apos;est le nom auquel
on s&apos;est arrete&apos; - de la Cour de Justice et d&apos;une Assemblee parlementaire.

Le-Conseil de ministres: le principe general ä la base de son action est que l&apos;unanimite
demeure la regle pour les mati touchant Ä la politique generale des gouvernements.

J&apos;insiste sur ce point: je crois quau moment oÜ nous aborderons le problerne des institu-

tions, il faut bien voir que la Commission europeenne, organe nouveau dont j&apos;ai par16 il

y a un instant, ne peut prendre de decisions que dans un seul domaine: lorsqu&apos;il s&apos;agit
d&apos;executer les clauses du traite sur le marche&apos; commun, et ne peut Mtervenir dans ce que

nous appelons la politique generale des gouvernements. Le crit sur Iequel j&apos;ai essaye
de placer des experts et sur Iequel nous- avons travaille&apos;, est de faire admettre le principe
gen6ral en vertu duquelN au Conseil de ministres derneure la regle pour les

matie&apos;res&apos;touchant la politique generale des gouvernements. Toutefois, pour l&apos;harmon.-
sation des 14islations, la politique de Pernploi, l&apos;equilibre financier et la situation con-

e

jencturelle, matieres interessant directement le fonctionnement du march6 commun, la

Commission europ doit pouvoir present des propositions qui pourront etre adopt6es.
ä une majorite qualifiee du Conseil, par exemple s&apos;il fallait un Jour realiser un concours

mutuel en cas de difficulteS dans la balance des paiernents d&apos;un]

48) Rapport, a. a. 0., S. 24 f.: Le prernier principe qui en gouvernera Particulation

parait 8tre celui-ci: en attendant une unit6 plus etroite des politiques monetaires, budgeftaires

et sociales, il est necessaire de distinguer entre les questions de politique 6conomique
generale qui derneurent le domaine reserv6 des gouvernements, et les proble&apos;mes qui sont

lies au fonctionnement meine du march6 commun Un Conseil de Ministres sera Pinstru-

ment de la consultation entre les gouvernements en vue de la coordination de leur politique
generale, aussi bien entre eux qu&apos;avec la Communaute, et Pinstance Ou&apos; seront prises les

decisions que les gouvernements doivent arreter en commun. L&apos;unanimite reste la r41e,
mais les abstentions n&apos;y font pas obstacle. Dans les cas oU&apos; la regle de l&apos;unanimite sera

ecart6e, il y aura lieu de pr6voir, entre repr de pays d&apos;importance tres ine5gale,
et pour definir une majorit6 qualifiee, une ponderation d&apos;ailleurs tres limitee des voix.
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2. Soweit die den nationalen Regierungen zustehenden Entscheidungen
über Maßnahmen der allgemeinen WirtSChaftspolitik einen entscheidenden
Einfluß auf das Funktionieren des gemeinsamen Marktes haben würden,
sollte ihre Koordinierung dadurch erleichtert werden, daß der Kommission
ein Vorschlagsrecht eingeräumt wird, wobei in denjenigen Fällen, in denen

gemeinsame Entscheidungen der nationalenRegierungen zurWeiterentwick-

lung des gemeinsamen Marktes unentbehrlich sind, von der im Ministerrat

grundsätzlich herrschenden Einstimmigkeitsregel abgewichen werden sollte,
sofern ein Vorschlag der Kommission vorliegt &quot;).

3. Soweit es sich um die Kontrolle der Einhaltung der von den Mitglied-
staaten übernommenen Vertragsverpflichtungen zur Herstellung des ge-
meinsamen Marktes und der Kontrolle der im Vertrag festgelegten Wett-

bewerbsregeln für die Unternehmen innerhalb des gemeinsamen Marktes

handelte, sollten, um ihre unparteiliche Anwendung zu sichern, der Kom-

mission selbständige Entscheidungsbefugnisse eingeräumt werden, vorbehalt-

lich einer Appellationsmöglichkeit an den Gerichtshof der Gemeinschaft -&quot;).,

49) Rapport, a. a. 0., S. 24: Le troisieme principe cest que leg mesures de politique
generale, qui rAvent de la, competence des gouveffiements, ont une incidence si decisive
sur le fonctionnement du march6 qu&apos;un accord doit pouvoir etre facilite et une coordination
mieux assuree grace aux propositions que Pinstitution commune aurait ä faire dans ce

domaine. Certaines decisions sont m8me si indispensables pour le fonctionnement et le
developpement du marche que, sur proposition de cette institution et grke ä la garantie
d&apos;objectivite qui en resulte, la regle de Punanimite des gouvernements peut avoir ä 8tre
ecartee dans des cas limitativement ou apres Pecoulernent d&apos;une periode d6ter-
minee.

50) Rapport, a. a. 0., S. 24 f.: 1,e deuxieme principe c&apos;est que, dans l&apos;int6ret des pro&quot;,
ducteurs eux-mAmes et pour leur donner la securite n6cessaire, on ne peut une

proce&apos;dure directe pour Papplication et le cOntrOle des regles de concurrence; la rapidit6
necessaire ä l&apos;examen et ä la decision est imcompatible av&apos;ec la voie complexe des relations
ou des organisations intergOuvernementales. Au surplus, on voit mal comment le contAle
de l&apos;exe&apos;cution des engagements pris par leg Etats ou l&apos;administration des clauses de sauve-

garde pourraient Atre soumis ä un vote des gouvernements; l&apos;unanimit6 permettrait un

veto ou des marchandages, la majorit6 pourrait traduire une coalition d&apos;int6r8ts plut6t
.qu&apos;une reconnaissance objective du droit. Pour ces deux raisons la creation d&apos;un organe
dote dune autorite propre et d&apos;une responsabilite commune apparait indispensable.
Une Commission europ6enne, dont le pr6sident et les membres seraient nomm6s en commun

par leg gouvernements, et qui pourrait ainsi agir la&apos;majorit6 simple, sera charg6e
d&apos;administrer le traite et de veiller au fonetionnement, et au d6veloppeMent du MarcU
commun. La Cour, qui sera celle de la C.E.C.A., sera chargee de statuer sur leg plaintes
concernant des violations du trait6 par leg Etats ou leg entreprises et sur leg recours en

annulation contre leg dkisions de la Commission europeenne, sang avoir le pouvoir dy
substituer une decision nouvelle.
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Ii. Der institutionelle Aufbau der Europäiscben Wirtschaflsgemeinschafi

Der nach fast einjährigen Verhandlungen &quot;&apos;) auf der Grundlage der

Empfehlungen des Messina-Ausschusses ausgearbeitete Vertrag sieht in An- -

lehnung an das institutionelle Schema der Montangemeinschaft folgende
vier Hauptorgane vor `): Kommission, Rat, Versammlung und Gerichts-

hof.
Neben diesen vier Orga&apos;nen wird ein Wirtschafts- und Sozialausschuß

aus Vertretern der verschiedenen Wirtschafts- und Berufszweige mit be-

ratender Funktion gebildet werden &quot;). Die nach dem Vertrage außerdem

zu errichtende Europäische Investitionsbank &quot;). ist kein Organ der Gemein-

schaft, sondern eine selbständige Organisation mit eigenen Organen und

eigener juristischer Persönlichkeit &apos;).
Im Hinblick auf den Zweck der vorliegenden Untersuchung muß die

Analyse des institutionellen Aufbaues der Gemeinschaft bei der Struktur
und den Befugnissen der Kommission und des Rates ansetzen, weil die

Maßnahmen, die im Rahmen der Gemeinschaft getroffen werden können,
von diesen Organen ausgeben, während die Funktionen der Versammlung
und des Gerichtshofs sich im wesentlichen auf die Kontrolle der Entschei-

dungen der Kommission und des Rates beschränken.

1. Die Kommission

Die Kommission besteht aus neun Mitgliedern, die auf Grund ihrer per-
sönlichen Befähigung durch einen gemeinschaftlichen Akt der Regierungen

51) Die, Regierungsverhandlungen wurden am 26. 6. 1956 in Brüssel unter dem Vorsitz
des damaligen belgischen Außenministers S p a a k begonnen und am 25. 3. 1957 mit Unter-
zeichnung des Vertrages in Rom beendet (Chronique de Politique Etrangere, Vol. 10,
1957, S. 439-444); mehrere Konferenzen der Regierungschefs und Außenminister waren

notwendig, um die während der Verhandlungen aufgetretenen Meinungsverschiedenheiten,
insbesondere im Hinblick auf die von französischer Seite geforderten Vorbedingungen
für die Beseitigung der Handelsschranken (Aufrechterhaltung von Importausgleichsabgaben,
Exportbeihilfen und sonstigen Schutzmaßnahmen zur Sicherung der französischen.Zahlungs-
bilanz, Harmonisierung des Lohn- und Sozialleistungsniveaus, Einbeziehung der über-
seeischen Besitzungen), durch geeignete Kompromißformeln auszugleichen (vgl. Außen-
ministerkonferenz vom 20.-21. 10. 1956 in Paris: Communiqu6 abgedruckt im Bulletin
des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung, 1956, S. 1902; Besprechungen
zwischen Adenauer und Mollet am 6. 11. 1956 in Paris: Cominuniqu4, a. a. 0., S. 2009;
Außenministerkonferenz vom 26. 1. 1957-4. 2. 1957 in Brüssel; Konferenz der Regierungs-
chefs und Außenministers vom 19.-20. 2. 1957 in Paris: Communique, a. a. 0., 1957, S. 305).

51) Art. 4.

5,3) Art. 193-198.
Art. 129, 130.

5-&apos;) Art. 129 Abs. 1; Mitglieder der Bank sind die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft
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der Mitgliedstaaten für eine Amtszeit yon vier Jahren ernannt werden &quot;).
Während die Mitglieder der Hohen Behörde der Montangemeinschaft teil-
weise kooptiert und im übrigen nach sechsjährigem Bestehen der Montan-

gemeinschaft unter Umständen auch gegen die Stimme eines einzelnen Mit-

gliddstaates ernannt werden können &quot;), bleibt hier das Einflußrecht der
nationalen Regierungen auf die Ernennung jedes Kommissionsmitgliedes
ungeschmälert erhalten.

Die Kommission, die ihre Beschlüsse als Kollegium mit Stimmenmehrheit
trifft&quot;), ist jedoch in ihrer Amtsführung ebenso wie die Hohe Behörde der
Montangemeinschaft gegenüber den nationalen Regierungen vollkommen
unabhängig und auf Grund,,des Vertrages ausdrücklich verpflichtet, ihre
Befugnisse ausschließlich im Interesse der Gemeinschaft auszuüben:

Die Mitglieder der Kommission üben ihre Tätigkeit.in voller Unabhängig-
keit zum allgemeinen Wohl der Gemeinschaft aus.

Sie dürfen bei der Erfüllung ihrer Pflichten. Anweisungen von einer Regie-
rung oder einer anderen Stelle weder anfordern noch entgegennehmen. Sie
haben jede Handlung zu unterlassen, die mit ihren Aufgaben unvereinbar ist.

jeder Mitgliedstaat verpflichtet sich, diesen Grundsatz zu achten und nicht zu

versuchen, die Mitglieder der Kommission bei der Erfüllung ihrer Aufgaben
zu beeinflussen 5&quot;).

Die Kommission ist also, obwohl es im Text des Vertrages nicht aus-.

drücklich ausgesprochen wird, im Hinblick auf ihre Unabhängigkeit gegen-
über den Mitgliedstaaten.ein ebenso übernationales Organ wie die Hohe
Behörde der Montangemeinschaft. Zwar behalten die nationalen Regierun-
gen auf Grund ihres Ernennungsrechts einen nicht gering zu schätzenden
Einfluß auf die personelle Zusammensetzung der Kommission; die Unab-
hängigkeit der Kommission in ihrer Willensbildung, die das entscheidende

(Art. 129 Abs. 2), ihr Statut ist in einem besonderen.Zusatzprotokoll zum Vertrage fest-
gelegt (Art. 1-29 des Protokolls über das Statut der Europäischen Investitionsbank).

513) Art. 157 (1), 158. Die Zahl der Kommissionsmiztglieder kann durch einstimmigen
Beschluß des Rates geändert werden (Art. 157 [11 Abs. 2); die Mitglieder müssen Staats-
angehörige der Mitgliedstaaten sein, jedoch dürfen nicht mehr als zwei Mitglieder der
Kommission die gleiche Staatsangehörigkeit haben (Art. 157 [l] Abs. 1-4).

57) Art. 10 EGKS-Vertrag.
58) Art. 163.

59) Art. 157 (2) Abs. 1-2. Art. 152 (2) Abs. 3 stellt noch weitere Verpflichtungen der
Kommissionsmitglieder zur Wahrung ihrer persönlichen Unabhängigkeit auf. Erfüllt ein
KommisSionsmitglied,nicht mehr die Voraussetzungen:,für sein Amt oder begeht es einen
schweren Verstoß gegen die Verpflichtungen, die sich aus, seiner Stellung ergeben, 56 kann
es auf Antrag der Kommission oder des Rates vom Gerichtshof aus seinem Amt entfernt
werden; der Rat ist berechtigt, ein Kommissionsmitglied in einem solchen Falle vorbehalt-
lich der Entscheidung des Gerichtshofs durch einstimmigen Beschluß einstweilen zu suspen-
dieren (Art. 157 Ziff. [2] Abs. 3 Satz 3 und Art. 16C).

http://www.zaoerv.de
© 1958 Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


Der übernationale Charakter der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 171

Kriterium für den übernationalen Charakter eines internationalen Organs
darstellt, ist jedoch im vollen Umfange gewahrt.

2. Der Rat

Der Rat setzt sich. aus weisungsgebundenen Regierungsvertretern der

Mitgliedstaaten zusammen, wobei jede nationale Regierung einen ihrer
Minister in den Rat entsendet &quot;). Der Rat kann Ausschüsse aus Regierungs-
vertretern bilden, die nicht Regierungsmitglieder zu sein brauchen, und
diesen Ausschüssen einzelne seiner Befugnisse übertragen &quot;), so daß der Rat

einen ständigen Regierungsvertreterausschuß zwischen den Ministert.agun-
gen bilden und auf diese Weise seine Befugnisse in Permanenz ausüben

kann.
Der Rat faßt seine Beschlüsse je nach Bestimmung des Vertrages ein-

stimmig, mit qualifizierter oder mit einfacher Mehrheit. Soweit der Vertrag
Einstimmigkeit erfordert, hindert Stimmenthaltung eines Mitgliedstaates
die Annahme.und Verbindlichkeit des Beschlusses nicht &apos;). Soweit der Ver-

trag eine qualifizierte Mehrheit erfordert, werden die Stimmen der Mit-

gliedstaaten in der Weise bewertet, daß Deutschland, Frankreich und Ita-

lien je vier, Belgien und den Niederlanden je zwei und Luxemburg. eine

Stimme zugerechnet Werden und zwölf Stimmen für die Annahme des
Beschlusses notwendig sind; dabei ist außerdem - soweit keine notwendige
Mitwirkung der Kommission durch Vorlage eines bestimmten Vorschlages
stattfindet - die Zustimmung von mindestens vier Mitgliedstaaten erforder-
lich &quot;); die letztere Bestimmung sichert die drei kleinen gegen eine Majori-
sierung durch die drei großen Mitgliedstaaten. Soweit der Vertrag eine ein-
fache Mehrheit genügen läßt, ist ohnehin die Zustimmung von vier der
sechs Mitgliedstaaten erforderlich.

Der Rat ist, da er sich aus weisungsgebundenen Regierungsvertretern
zusammensetzt und seine Willens&apos;bildung von den Regierungen der Mit-

gliedstaaten bestimmt wird, im Gegensatz zur Kommission ein internatio-
nales Organ, d. h. ein Organ ohne übernationalen Charakter. Diese Quali-
fizierung des Rates wird auch nicht dadurch berührt, daß der Rat im Rah-

110) Art. 146.

61) Art. 151 Abs. 2.

*-&apos;) Art. 148 (3).
63) Art. 148 Ziff. (2). In einzelnen Sonderfällen gelten besondere Mehrheitsverhältnisse:

Art. 44 Ziff. (6) für die Entscheidung über die Aufrechterhaltung von Mindestpreissystemen
für landwirtschaftliche Erzeugnisse nach Beendigung der Übergangszeit; Art. 203 für die
Festsetzung der Mittel für den Sozialfonds und Art. 7 des Abkommens über die Assoziie-

rung der überseeischen Gebiete für die Festsetzung und Verwendung der Mittel für den
Entwicklungsfonds.
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men der Gemeinschaft nicht nur als Organ zur Interessenvertretung der

Mitgliedstaaten, sondern als Rechtsetzungs- und Exekutivorgan für die
Gemeinschaft als solche tätig wird und seine Entscheidungen teilweise durch
Mehrheitsbeschluß treffen kann.

Der übernationale Charakter eines zwischenstaatlichen Organs ist aus-

schließlich eine auf die Willensbildung des Organs bezogene strukturelle
Eigenschaft; er hängt nicht von den Funktionen des betreffenden Organs
oder von der Art und Weise ab, in der diese Funktionen ausgeübt werden..
Auch die internationalen, aus Regierungsvertretern zusammengesetzten
Organe zwischenstaatlicher Institutionen sollen ihre Funktionen im Inter-
esse der Institution als solcher bzw. der Gemeinschaft der Mitgliedstaaten
ausüben, und dies geschieht auch in dem Maße, in dem die Mitgliedstaaten
durch entsprechende Instruktionen an ihre Vertreter in dem betreffenden

Organ dazu beitragen. Dabei kommt es nicht einmal so sehr auf den Ab-

stimmungsmodus als vielmehr auf die innere Einstellung der Staaten zu der
Institution an; auch Mehrheitsbeschlüsse vermögen nicht zu verbürgen, daß
die getroffene Entscheidung wirklich den gemeinsamen Interessen aller und
nicht nur denen der Mehrheit entspricht. Das Charakteristikum des über-
nationalen Organs besteht demgegenüber darin, daß seine Willensbildung
von der - häufig nur vom Eigeninteresse bestimmten - Haltung der Mit-

gliedstaaten unabhängig gemacht wird, indem es aus Personen zusammen-

gesetzt wird, die gegenüber den Mitgliedstaaten hinreichend unabhängig
sind, um ihre Beschlüsse unbeeinflußt von nationalen Sonderinteressen-
fassen zu können. Das wesentliche Kriterium des übernationalen Organs
ist die Weisungsunabhängigkeit seiner Mitglieder gegenüber den Mitglied-
staaten, insbesondere auch gegenüber ihrem Heimatstaat.

Der Rat, könnte sich zu einem übernationalen Organ entwickeln, wenn

die Minister und ihre Stellvertreter in ihrer Eigenschaft als Mitglieder des
Rates weisungsunabhängig gemacht würden und für ihre Haltung bei den

Abstimmungen im Rat ihren nationalen Parlamenten nicht mehr verant-

wortlich wären. Eine solche gespaltene Verantwortlichkeit der Minister
erscheint jedoch im gegenwärtigen Stadium der europäischen Integration
noch nicht durchführbar, obgleich eine Entwicklung in dieser Richtung für
die Zukunft nicht ausgeschlossen werden sollte.

3. Die Befugnis der Kommission und des Rates zum Erlaß
rechtsverbindlicher Anordnungen

Kommission und Rat haben die Befugnis, in den im Vertrage vorgesehe-
nen Fällen Anordnungen zu erlassen, die für die Mitgliedstaaten oder für
Behörden, Unternehmen und Einzelpersonen in den Mitgliedstaaten, un-
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mittelbar rechtlich verbindlich sind. Diese Anordnungen können in folgen-
den drei Rechtsformen erlassen werden -84):

1. V e r o.r d n u n g e n (reglements). Diese sind, ohne daß es noch

eines Rechtsetzungsaktes der Mitgliedstaaten zu ihrer Transformation in

innerstaatliches Recht bedarf, unmittelbar anwendbares Recht in den Mit-

gliedstaaten; ihr Vorrang vor dem nationalen Recht ist nicht ausdrücklich

ausgesprochen, jedoch dürfte sich aus Art. 5 `) des Vertrages eine Verpflich-
tung der Mitgliedstaaten ergeben, keine nationalen Gesetze oder Verord-

nungen zu erlassen, die mit den Verordnungen der Wirtschaftsgemeinschaft
unvereinbar sein würden oder diese in ihrer Wirkung beeinträchtigen
könnten.

2. Richtlinien (directives). Diese schreiben einem Mitgliedstaat
die Erreichung eines bestimmten ZieleS rechtlich verbindlich vor, überlassen

es jedoch seinen nationalen Organen, die hierzu erforderlichen Legislativ-
oder Exekutivmaßnahmen nach eigenem Ermessen zu treffen. Die Richt-
linien sind nur für die Mitgliedstaaten als solche verbindlich und haben
keine unmittelbar rechtliche Wirkung auf die innerstaatliche nationale

Rechtsordnung, jedoch werden aus Art. 5 des Vertrages auch die Behörden
und Gerichte der Mitgliedstaaten verpflichtet sein, schon vor dem Erlaß
entsprechender Durchführungsmaßnahmen diese Richtlinien im Rahmen
der nationalen Rechtsordnung zu beachten.

3. Entscheidungen (dgcisions). Diese sind konkrete, für den
Adressaten in allen ihren Teilen rechtlich verbindliche Anordnungen (Ge-
bote, Verbote, Genehmigungen usw.); sie können nicht nur an die Mitglied-
staaten als solche, sondern auch, soweit der Vertrag dies vorsieht, unmittel-

44) Art. 189: Zur Erfüllung ihrer Aufgaben und nach Maßgabe dieses Vertrags erla
der Rat und die Kommission Verordnungen, Richtlinien und Entscheidungen, sprechen
Empfehlungen aus oder geben Stellungnahmen ab.

Die Verordnung hat allgemeine Geltung. Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und
gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Die Richtlinie ist für jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet wird, hinsichtlich des zu

erreichenden Ziels verbindlich, überläßt jedoch den innerstaatlichen Stellen die Wahl der
Form und der Mittel.

Die Entscheidung ist in allen ihren Teilen für diejenigen verbindlich, die sie bezeichnet.
Die Empfehlungen und Stellungnahmen sind nicht verbindlich.
e5) Art. 5: Die Mitgliedstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen allgemeiner oder

besonderer Art zur Erfüllung der Verpflichtungen, die sich aus diesem Vertrage oder aus

Handlungen der Organe der Gemeinschaft er-eben. Sie erleichtern dieser die Erfüllung0

ihrer Aufgabe.
Sie unterlassen alle Maßnahmen, welche die Verwirklichung der Ziele dieses Vertrages

gefährden könnten.
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bar an Unternehmen oder Einzelpersonen in den Mitgliedstaaten gerichtet
werden &quot;).

Es ist jedoch zu beachten, daß der Vertrag weder dem Rat noch der
Kommission eine generelle Ermächtigung zu Anordnungen der vorbezeich-
neten Art erteilt. Der Vertrag legt vielmehr in seinen einzelnen Bestim-

mungen genau fest, unter welchen Voraussetzungen Kommission oder Rat

derartige Anordnungen treffen können und in welcher der vorbezeichneten
Rechtsformen dies. geschehen kann 67). Sofern zur Erreichung der Ziele der
Gemeinschaft Maßnahmen notwendig erscheinen, entsprechende Anord-

nungsbefugnisse für Rat oder Kommission jedoch im Vertrage nicht vor-

gesehen sind, bedarf es eines auf Vorschlag der Kommission und nach An-

hörung der Versammlung einstimmig zu treffenden Beschlusses des Rates,
ehe die notwendigen Anordnungen erlassen werden können &quot;&apos;). Diese Rege-
lung sc&apos;hließt eine analoge Anwendung der verfassungsrechtlichen Theorien&quot;
die Staatsorganen auf Grund ihrer Funktionen ungeschriebene Befugnisse

I (implied powers) zuerkennen, eindeutig aus.

4. Die Kompetenzverteilung zwischen Kommission und Rat I

beim Erlaß rechtsverbind!Icher Anordnungen

Die oben beschriebenen Anordnungen können entweder von der Kom-

mission oder vom Rat oder nur unter Mitwirkung beider Organe erlassen

werden. Der Vertrag sieht folgende Möglichkeiten vor:

a) Anordnungen, die von der Kommission allein ohne Mitwirkung des
Rates beschlossen werden;

b) Anordnungen, die zwar vom Rat beschlossen werden, jedoch einen

entsprechenden Vorschlag der Kommission voraussetzen, wobei der Rat,

61) Soweit sie Unternehmen oder Einzelpersonen Zahlungen (Gebühren, Bußen,
Zwangsgelder usw.) auferlegen, sind sie in den Mitgliedstaaten ohne Sachnachprüfung ge-
mäß den Vorschriften des nationalen Zivilprozeßrechts vollstreckbar (Art. 192).

&apos;61) Vgl. Art. 4 (1) Satz 2: Jedes Organ handelt nach Maßgabe der ihm in diesem

Vertrag zugewiesenen Befugnisse. (Französischer Text: &lt; ue institution agit dans les
t&apos; q

limites des attributions qui lui sont conferees par le present Traite.), und Art. 189 Abs. 1,

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben und nach Maßgabe dieses Vertrags (dans les conditions

prevues au present Traite) erlassen der Rat und di6:Kommission Verordnungen, Richtlinien
und Entscheidungen, sprechen Empfehlungen aus oder geben, Stellungnahmen ab..

68) Art. 235: Erscheint ein Tätigwerden der Gemeinschaft erforderlich, um im Rahmen
des Gemeinsamen Marktes eines ihrer Ziele zu verwirklichen und sind in diesem Vertrag
die hierfür erforderlichen Befugnisse nicht vorgesehen, so eriäßt der Rat einstimmig auf
Vorschlag der Kommission und nach Anhörung der Versammlung die geeigneten Vor-
schriften.
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sofern er nicht ohnehin einstimmig entscheiden muß, den Vorschlag der

Kommission nur durch einstimmigen Beschluß ändern darf &quot;);

c) Anordnungen, die vom Rat ohne Mitwirkung der Kommission,be-

schlössen werden, wobei die Kommission zwar jederzeit Vorschläge machen
darf &quot;), der Rat diesen Vorschlägen aber nicht zu folgen braucht.

Der Rat kann die Kommission auffordern, die nach seiner Ansicht zur

Verwirklichung der Ziele des Vertrages geeigneten Untersuchungen vorzu-

nehmen und ihm entsprechende Vorschläge zu unterbreiten &quot;); er kann ihr

jedoch keine Direktiven für die von ihr zu treffenden Anordnungen und

Maßnahmen&apos;erteilen, es sei denn, daß dies im Vertrage ausdrücklich vor-

gesehen ist&quot;).
Die konstruktive Neuerung im institutionellen System der Europäischen

Wirtschaftsgemeinschaft, die auf die Empfehlungen des Messina-Ausschusses

zurückgeht, ist die Bindung der Beschlüsse des Rates an die Vorschläge der

übernationalen Kommission. Die Durchsicht des Vertrages zeigt, daß diese

Form der Willensbildung für die Anordnungen der Gemeinschaft weit

häufiger verwendet wird als eine Entscheidung durch Rat oder Kommission

allein. Der Zweck dieser Form der Willensbildung besteht darin, unter

Beachtung der Souveränität der Mitgliedstaaten, den nationalen Regierun-
gen die Entscheidung zu überlassen, ob sie eine gemeinschaftliche Regelung
treffen wollen, gleichzeitig aber durch die vorherige Einschaltung der Kom-

mission sicherzustellen, daß der Inhalt der zu treffenden Regelung ohne

Beeinflussung durch nationale Sonderinteressen ausschließlich im Hinblick

auf das Gesamtinteresse der Gemeinschaft ausgestaltet wird. Wenn der Rat

auf Vorschlag der Kommission zu beschließen hat, so verlangt der Vertrag
hierfür teils einen einstimmigen Beschluß, teils aber auch nur einen Beschluß

mit qualifizierter Mehrheit, wobei der Vertrag in der Regel in den ersten

Jahren der Anlaufzeit des Vertrages überwiegend Einstimmigkeit und erst

zu einem späteren Zeitpunkt die Möglichkeit einer Entscheidung mit quali-
fizierter Mehrheit vorsieht; die Vorschaltung der Kommission, die wegen
ihres übernationalen Charakters als unparteiisch betrachtet wird, hat es

69) Art. 149: Wird der Rat kraft dieses Vertrags auf Vorschlag der Kommission tätig,
so kann er Anderungen dieses Vorschlags nur einstimmig beschließen.

Solange ein Beschluß des Rates nicht ergangen ist, kann die Kommission ihren ursprüng-
lichen Vorschlag ändern, insbesondere in den Fällen, in denen die Versammlung zu diesem

Vorschlag gehört wurde.

70) Art. 155; danach kann die Kommission Empfehlungen und Stellungnahmen auf den

im Vertrag bezeichneten Gebieten abgeben, soweit der Vertrag dies ausdrücklich vorsieht

oder soweit die Kommission dies für notwendig erachtet.

71) Art. 152.

72) Z. B. in Art. 111 (2), wonach der Rat der Kommission Richtlinien für die von ihr

zu führenden Handelsvertragsverhandlungen mit dritten Staaten erteilen kann.
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überhaupt erst möglich gemacht, in so weitem Umfange Mehrheitsentschei-

dungen des Rates vorzusehen, weil das Mittel der Mehrheitsentscheidungen
nun nicht mehr dazu benutzt werden kann, Sonderinteressen der Mehrheit
auf Kosten der Interessen der Minderheit durchzusetzen. Der Rat kann,
wenn er nach dem Vertrage auf Vorschlag der Kommission Zu entscheiden
hat, eine Anordnung überhaupt nur trefFen, wenn der Inhalt der Anord-

nung von der Kommission vorgeschlagen wird; der Rat hat also nur die
Wahl zwischen einer Anordnung nach Vorschlag der Kommission oder der
Alternative, überhaupt keine Anordnungen zu treffen. Diese Form der Ein-

schaltung der Kommission in die Willensbildung des Rates wird der über-
nationalen Kommission einen nicht zu unterschätzenden Einfluß auf die

Willensbildung des Rates geben. Dieser Einfluß der übernationalen Kom-

mission auf die Anordnungen der Gemeinschaft darf bei der Bejahung der

Frage, ob die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft als eine übernationale
Gemeinschaft qualifiziert werden kann, nicht unberücksichtigt bleiben.

In diesem Zusammenhang taucht die Frage auf, ob die Kommission da-
durch, daß sie es unterläßt oder sich weigert, Vorschläge zu machen, eine

Beschlußfassung des Rates und damit ein Tätigwerden des Rates überhaupt
verhindern kann oder ob der Rat in einem solchen Falle wenigstens durch

einstimmigen Beschluß entscheiden dürfte, da er ja auch dann, Wenn die
Kommission Vorschläge gemacht hätte, durch einstimmigen Beschluß von

ihnen hätte abweichen können. Nach dem Wortlaut des Vertrages, wonach
der Rat auf Vorschlag der Kommission (sur proposition de la Commis-

sion) beschließt, erscheint nur die erstere Auslegung möglich; sie entspricht
meiner Auffassung nach auch dem Zweck der Vorschaltung eines Vor-

schlages der Kommission, insbesondere auch in den Fällen, in denen der
Rat ohnehin nur einstimmig entscheiden kann. Der Zweck der Vorschaltung
eines Vorschlages der Kommission besteht gerade darin, die Mitwirkung
der Kommission sicherzustellen; ist aber nur sichergestellt, wenn der

Vorschlag der Kommission eine notwendige Verfahrensvoraussetzung für
das endgültige Zustandekommen einer Entscheidung des Rates darstellt.
Die verfahrensrechtliche Form eines notwendigen Zusammenwir4ens von

Rat und Kommission muß aus der Vorgeschichte des VertragesIeraus ver-

standen werden: es ging hier nicht darum, das Tätigwerden&apos;des Rates durch
die Mitwirkung der Kommission zu beschränken, sondern umgekehrt, Maß-
nahmen, die die Kommission seitens der Gemeinschaft getroffen, sehen

möchte, an die vorherige - mehrheitliche oder einstimmige - Zustimmung
der Mitgliedstaaten zu binden. Daß dieser Tatbestand, um die Souveränität
der Mitgliedstaaten zu schonen, in die äußere Form einer Entscheidung des
Rates gekleidet worden ist, darf nicht zu einer Auslegung verleiten, die zu
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einer in der Konzeption des Vertrages nicht enthaltenen Verschiebung.der
Veran.twortlichkeiten führen würde. Das Vorliegen eines Vorschlages der
Kommission ist daher als eine notwendige Verfahrensvoraussetzung anzu-

sehen, deren Fehlen ein Grund zur Nichtigerklärung der ohne Vorschlag
der Kommission beschlossenen Maßnahmen des Rates durch den Gerichtshof
sein würde. Auf der anderen Seite könnte die Untätigkeit der Kommission,
wenn nach dem Vertrage eine Pflicht zum Handeln gegeben wäre, zum

Gegenstand einer Untätigkeitsklage vor dem Gerichtshof gemacht werden.

5. Die Mitwirkungs- und Kontrollrechte der Versammlung und des Gerichtshofes

Wenn es auch für den übernationalen Charakter der Gemeins.chaft,in
erster Linie darauf ankommt, in welchem Umfange die übernationale Kom-
mission in der Lage ist, auf die im Rahmen der Gemeinschaft zu treffenden

Entscheidungen Einfluß zu nehmen, so dürfen doch die MitwirkUngS7 und
Kontrollrechte der anderen Organe der Gemeinschaft, soweit sie auf die

vom Rat zu beschließenden Maßnahmen, Einfluß haben, nicht unberück-

sichtigt bleiben.

a) Die Mitwirkungs- und Kontrollrechte der Versammlung

Die Versammlung setzt sich aus Abgeordneten der Parlamente der Mit-

gliedstaaten zusammen, wobei jedes einzelne Parlament die für den be-
treffenden Mitgliedstaat festgesetzte Zahl &quot;) aus seiner Mitte nach einem

jedem Mitgliedstaat überlassenen Verfahren ernennt 74) Die Versammlung
beschließt - soweit der Vertrag nichts anderes vorsieht, wie z. B. die Zwei-
drittelmehrheit für das Mißtrauensvotum gegen die Kommission 75) - mit
einfacher Stimmenmehrheit 7&apos;). Obwohl nicht ausdrücklich geregelt, dürfte
sich aus dem Abgeordnetenstatus die Weisungsunabhängigkeit der Abge-
ordneten, auch gegenüber ihrem eigenen nationalen Parlament ergeben.

Es könnten Zweifel auftauchen, ob die Versammlung ihrer Struktur
nach wirklich ein übernationales Organ ist, ob sie nicht vielleicht nur als
eine Versammlung nationaler Delegationen betrachtet werden muß &quot;). Die
Erfahrungen in der gleichartig aufgebauten Gemeinsamen Versammlung
der Montangemeinschaft, in der sich die Abgeordneten zu übernationalen

73) Art. 138 iiff. (2): Die Zahl dieser Abgeordneten wird wie folgt festgesetzt: Bel-.
,gien 14, Deutschland 36, Frankreich 36, Italien 36, Luxemburg 6, Niederlande 14.

74) Art. 138 Ziff. (1).
7-5) Art. 144.

718) Art. 141.

77) Vgl. hierzu J a e n i c k e, Die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl,
a. a. 0., S. 727 9., 761-765.

12 2. ausl. öff. R. u. VR., Bd. 1911-3
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Funktionen&apos; zusammengeschlossen habe, zeigen jedoch, daß eine solche.
Versammlung, sofern bei den Abgeordneten das Bewußtsein ihrer Verant-

wortung für die gemeinsame Sache und der Wille zu einer übernationalen

Haltung vorhanden ist, sich sehr wohl in ihrer Willensbildung von natio-m

nalen Standpunkten, unabhängig machen und ihre. Entscheidungen nach dem

Gesamtinteresse der Gemeinschaft treffen kann &quot;). Es muß allerdings, hinzu-
gefügt werden, daß die Gemeinsame Versammlung bisher keine selbstän-

dige Entscheidungsgewalt, sondern im wesentlichen nur beratende und,

empfehlende Funktion auszuüben hatte, so daß die Abgeordneten bisher

noch nicht gezwungen worden sind, angesichts eines Interessenkonflikts
zwischen Gemeinschafts- und nationalem Interesse eine endgültige verant-

wortliche Entscheidung treffen zu müssen.

Die Versammlung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft hat in sehr

viel, weiter gehendem Umfange als es zugunsten der Gemeinsamen Ver-.
sammlung der Montangemeinschaft vorgesehen war, ein Mitwirkungsrecht&apos;

auch bei den vom Rat zu treffenden Entscheidungen eingeräumt erhalten7&apos;) ;

dieses Mitwirkungsrecht beschränkt sich allerdings darauf, daß der Rat

verpflichtet ist, die Versammlung vor einer Beschlußfassung zu hören, ohne

jedoch an etwaige Anderungs- oder Gegenvorschläge der Versammlung ge-

bunden zu sein. Immerhin könnte die Versammlung durch ihre Autorität

einen gewissen Einfluß in der Richtung,einer Zurückdrängung nationaler

Sonderinteressen, insbesondere durch Unterstützung der Vorschläge der

,Kommission au.süben &quot;&apos;).
Die Versammlung hat zwar das Recht, jederzeit Fragen an die Kom-

mission über ihre Tätigkeit zu Stellen, wobei dieses parlamentarische Koh-

trollrecht durch die Möglichkeit, die Kommission durch ein Mißtrauens-

votum zum Rücktritt,zu zwingen, eine hinreichende Sanktion erhalten

hat &quot;&apos;); es fehlen ihr jedoch entsprechende Kontrollrechte gegenüber, dem
Rat. Dies ist, weil es eine Einflußmöglichkeit der Versammlung auf die

Mehrzahl der Entscheidungen der Gemeinschaft ausschließt, in den Debatten

über den EWG-Ver,trag in den nationalen Parlamenten und in den euro-

päischen parlamentarischen Körperschaften, insbesondere in derGemein-

78) Vgl. hierzu den ausgezeichneten Bericht des Abgeordneten W i g n y L&apos;Assemblie
Parlementaire dans lEurope des Six, den er im Namen des Auswärtigen Ausschusses der

Beratenden Versammlung des Europarates,im Februar 1958 erstattet hat (von der Montan-

gemeinschaft als Sondürdruck veröffentlicht).
Art. 7, 14, 43, 54, 56, 57, 63, 75, 87, 100, 126, 127, 201, 212, 228, 235, 236,238.

80) Art. 149 Abs. 2 sieht ausdrücklich vor, daß die Kommission&quot; wenn sie dem Rat

Vorschläge zu machen hat, ihre dem Rat unterbreiteten Vorschläge bis zur Beschlußfassung
des Rates mit Rücksicht auf die Stellungnahme der Versammlung noch entsprechend ändern

kann.
Art. 140, 144.
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samen Versammlung der Montangemeinschaft kritisiert worden, ohne daß,

jedoch dabei eine praktische Lösung für eine solche Koxitrolle vorgeschlagen
worden wäre.

Die konsequente Lösung wäre, die Minister in ihrer Funktion als Mit-

glieder des Rates nicht mehr ihren nationalen Instanzen, sondern&apos; aus-

schließlich dem Parlament der Gemeinschaft gegenüber verantwortlich zu

machen. Diese Lösung, die es außerdem notwendig machen würde, die

Minister insoweit gegenüber ihren Regierungen weisungsunabhängig zu

machen, erscheint jedoch gegenwärtig noch nicht durchführbar (vgl. oben

Ziffer 2 über den Rat).

b) Die Kontrolljunktionen des Geridgtshofs gegenüber den Beschlüssen des Rates,

n
Der Gerichtshof der Gemeinschaft, der in seiner Struktur dem Gerichts-

hof der Montangemeinschaft entspricht*) und dessen übernationaler Cha-

rakter außer Zweifel steht&quot;), hat die Aufgabe, die Wahrung des Rechts

(le respectl du droit) bei der Anwendung und Auslegung des, Vertrages
sicherzustellen &quot;), insbesondere auch, soweit seine Anwendung und Aus-

legung durch die Organe der Gemeinschaft erfolgt.
Der Vertrag hat dem Gerichtshof insofern eine wesentlich weitergehende

Kontrollfunktion als dem Gerichtshof der Montangemeinschaft übertragen&quot;
als er die Beschlüsse des Rates nicht nur hinsichtlich ihrer formalen Ord-

nungsmäßigkeit, sondern auch hinsichtlich ihrer materiellen Rechtmäßigkeit
der Nachprüfungsbefugnis des Gerichtshofs unterworfen hat. Während die

Beschlüsse des Ministerrates der Montangemeinschaft von dem Gerichtshof

nur wegen Kompetenzüberschreitung oder Verletzung wesentlicher Ver-

fahrensvorschriften anfechtbar sind 115), können hier auf Klage der Kom-

mission oder eines, Mitgliedstaates die Verordnungen, Richtlinien und Ent-

scheidungen des Rates auch wegen Verletzung des Vertrages, wegen

Verletzung jeder sonstigen bei seiner Durchführung, anzuwendenden

Rechts oder wegen eines &quot;detournement de pouvoir angefochten&quot;)
und gegebenenfalls vom Gerichtshof für nichtig und ohne Rechtswirkung
(nul et non avenu) erklärt werden &quot;&apos;).

Daraus ergeben sich für die Entscheidungsfreiheit des Rates gewisse

82) Art. 165 Abs. 1; 166, 167. Der Gerichtshof ist gleichzeitig auch für die Atom-

gemeinschaft zuständig und übernimmt die Funktionen des bisherigen Gerichtshofs der

Montangemeinschaft (Art. 3 und 4 des Abkomtüens über gemeinsame Organe für die

europäischen Gemeinschaften).
83) Vgl. darüber J a c n i c k c a. a. 0., S. 766 ff

84) Art. 164.

115) Art. 34 Abs. 3 EGKS-Vertrag.
&quot;) Art. 173 Abs. 1.

87) Art. 174 Abs. 1.
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Schranken, sofern der Vertrag Voraussetzungen und Richtlinien für die

vom Rat zu treffenden Entscheidungen aufgestellt hat oder solche Richt-

linien sich aus den allgemeinen Zwecken und Zielen des Vertrages ergeben;
dies gilt insbesondere für solche Maßnahmen des Rates, die einstimmig
beschlossen werden und bei denen der Rat nicht an Vorschläge der Kom-

mission gebunden ist. Dieses Kontrollrecht des Gerichtshofes wird dem

übernationalen Element in der Willensbildung der Gemeinschaft, auch

wo es nur durch Empfehlungen oder Vorschläge mitwirkt, einen größeren
Einfluß auf die Beschlüsse des Rates verschaffen und die Möglichkeit aus,-

schließen, daß nationale Sonderinteressen einen bestimmenden Einfluß auf

die Willensbildung des Rates gewinnen könnten. Dies wird sich in einer

Gewichtsverschiebung zugunsten des übernationalen Elements in der Ge-

meinschaft auswirken.
Die Frage, wie weit die Nachprüfungsbefugnis des Gerichtshofs geht, ist

im Vertrage nicht geregelt. Die Bestimmung des Montangemeinschafts-
vertrages, wonach der Gerichtshof außer bei extremen Fällen einer offen-

sichtlichen Rechtsverletzung oder eines detournement de pouvoir nicht be-

rechtigt ist, das Urteil der Hohen Behörde über das Vorliegen einer zur

Intervention berechtigenden wirtschaftlichen Situation auf seine Richtigkeit
nachzuprüfen&quot;), ist im EWG-Vertrage nicht mehr enthalten; ihre An-

wendung hatte ohnehin schon in der Rechtsprechung des Montangerichts-
hofes zu Abgrenzungsschwierigkeiten geführt. Der Gerichtshof wird nun-

mehr selbstentscheidenkönnen,wo dieGrenzen richterlicherRechtskontrolle.

zu ziehen sind.

6. Die Finanzierung der Gemeinschafl

Die Finanzierung der Gemeinschaft geschieht durch Beiträge der Mit-

gliedstaaten nach einem im Vertrage festgelegten festen Verteilungs-
schlüssel &quot;), deren Gesamtsumme sich nach dem Haushaltsplan richtet, der

vom Rat mit qualifizierter Mehrheit beschlossen wird, nachdem Kommission

und Versammlung Gelegenheit zur Stellungnahme hatten, an die der Rat

jedoch nicht gebunden ist &quot;&apos;).

88) Art. 33 Abs. (1) EGKS-Vertrag.
89 Art. 200 Ziff. (1), 207 Abs. 2.

90) Art. 203 Ziff. (2)-(4). Für den Sozialfonds (Art. 123 ff.), der von der Kommission
in Obereinstimmung mit diesbezüglichen Beschlüssen des Rates verwaltet und insbesondere

zu Umstellungs-, Umsiedlungs- und Umschulungsbeihilfen. für Arbeitskräfte. verwendet
werden soll, ist ein besonderer Verteilungsschlüssel und ein entsprechendes. Abstimmungs-
verhältnis vorgesehen (Art. 200 Ziff. [2], 203 [5]). Ahnliche Sonderbestimmungen gelten
auch für den Entwicklungsfonds für überseeische Gebiete auf Grund des Abkommens über

die Assoziierung überseeischer Gebiete.
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Die Kommission ist also im Gegensatz zur Hohen Behörde, die - über,
eine selbständige Befugnis zur Festsetzung und Einziehung von Beiträgen
von den ihrer Kompetenz unterworfenen Montanunterpehmen verfügt,
finanziell vom Rat bzw. den darin vertretenen nationalen Regierungen
abhängig; diese finanzielle Abhängigkeit wird nicht nur der Kommission
Schranken hinsichtlich einer zu großen Ausdehnung ihres Verwaltungs-
apparates und ihrer Verwaltungstätigkeit auferlegen, sondern kann sich

auch auf ihr Gewicht gegenüber dem Rat bei der Willensbildung der Ge-

meinschaft auswirken. Der Vertrag hat zwar vorgesehen, daß, der Rat auf
Grund entsprechender Vorschläge der Kommission einstimmig festlegen
kann, in welcher Weise die Gemeinschaft statt durch Beiträge der Mitglied-,
staaten durch eigene Einnahmen, insbesondere aus den Einkünften des ge-
meinsamen Zolltarifs, finanziert werden könnte; ein solcher Beschluß stellt
jedoch lediglich eine Empfehlung an die- Mitgliedstaaten dar, da&apos;in der

Frage der Übertragung von Steuerhoheitsrechten auf die Gemeinchaft der

Entscheidung der nationalen Parlamente nicht vorgegriffen werden soll&quot;&apos;).

111. Die Kompetenzaufteilung zwischen Kommission und Rat

in den einzelnen Aufgabenbereichen.der Gemeinschafi

Die Gewichtsverteilung zwischen Kommission und Rat kann nur dann
im richtigen Verhältnis gesehen werden, wenn man untersucht, welche kon-
kreten Maßnahmen im Rahmen der Gemeinschaft mit verbindlicher Wir-

kung für die Mitgliedstaaten getroffen werden können und in welchem
Umfange Kommission oder Rat an der Entscheidung dieser Maßnahmen
beteiligt sind. Die nachfolgende Darstellung der Entscheidungsbefugnisse
der Kommission und des Rates in den einzelnen Aufgabenbereidhen soll,
ohne erschöpfend sein zu können, den erforderlichen Überblick über die

Aufteilung der Kompetenzen zwischen Kommission und Rat vermitteln.

1. Die Erricbtung des gemeinsamen Marktes

a) Die Stufeneinteilung der Obergangszeit
Der Vertrag hat festgelegt, daß der gemeinsame Markt in einer zwölf-

jährigen Übergangszeit, die in drei Stufen von je vier Jahren eingeteilt ist,
zu verwirklichen ist &quot;). Der Übergang von Stufe zu Stufe bis zum endgül-
tigen Zustand ist institutionell von besonderer Bedeutung, weil innerhalb
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der einzelnen Stufen jeweils bestimmte Maßnahmen in Angriff zu nehmen

sind und die hierzu erforderlichen Entscheidungen, die, innerhalb der ersten

Stufe meist einen einstimmigen Beschluß des Rates voraussetzen, nach Be-

ginn der zweiten oder dritten Stufe und später durch Mehrheitsbeschluß

getroffen werden können.
Der übergang von der ersten zur zweiten Stufe geschieht nach Ablauf

der ersten vier Jahre nicht automatisch, sondern ist zusätzlich an die ein-

stimmige Feststellung des Rates gebunden, daß die Ziele der ersten Stufe

erreicht sind. Solange eine solche einstimmige Feststellung nicht zustande

kommt, verlängert sich die erste Stufe bis zum Ende des sechsten Jahres;
bis dahin also unterliegt derübergang zur zweiten Stufe dem Veto jedes
einzelnen Mitgliedstaates &quot;). Erst nach Ablauf von sechs Jahren kann der

Rat, den übergang zur zweiten Stufe mit qualifizierter Mehrheit be-

schließen &quot;); findet ein solcher Beschluß auch dann noch nicht die erforder-

liche Mehrheit&gt; so entscheidet auf Antrag eines,Mitgliedstaates ein ad hoc

zu bildendes Schiedsgericht &quot;). Die Kommission hat nur insofern einen

Einfluß auf die vorerwähnten Entscheidungen des Rates, als sie jeweils
einen Bericht an den Rat über die erreichten Ziele zu erstatten hat und

darin ihre Ansicht&apos;zum Ausdruck bringen kann, die jedoch den Rat nicht

bindet.
Der Ablauf der zweiten und der dritten Stufe..-im letzteren Falle gleich-

zeitig das Ende der übergangszeit - tritt nach jeweils yierjähriger. Dauer
automatisch kraft des Vertrages -ein. Die Dauer der zweiten und dritten

Stufe kann zwar durch einstimmigen Beschluß des Rates verkürzt oder

verlängert werden, jedoch nur auf Grund, eines entsprechenden Vorschlages
der Kommission &quot;); eine Anderung des vertragsgemäßen Ablaufs der über-

ganszeit erfordert also immer eine Mitwirkung der Kommission. Die Über-

ganszeit und die daran gebundenen Sonderregelungen enden spätestens, mit
Ablauf des fünfzehnten Jahres nach Inkrafttreten des Vertrages, also am

93) Art. 8 Ziff. (3). Dort heißt es zwar Abs. 2 Satz 2, daß ein Mitgliedstaat - die Ein-

stimmigkeit nicht verhindern könne&gt; indem er sich auf die Nichterfüllung seiner eigenen
Verpflichtungen beruft. Das Veto des betreffenden Mitgliedstaates soll also in diesem Falle
als abus de droit gewertet werden; ungeklärt ist jedoch geblieben, welche Rechtsfolgen
sich dann ergeben. Kann der Gerichtshof der Gemeinschaft die Feststellung treffen, daß ein

Mißbrauch des Vetorechts vorliegt und der Beschluß. über den Übergang zur zweiten Stufe

trotz der Gegenstimme des betreffenden Mitgliedstaates als angenommen gilt? Es wäre

zweckmäßig gewesen, auch für diesen Fall das in Art. 8 Ziff. (4) vorgesehene Schieds-

gericht zuständig zu machen,

94) Art. 8 Ziff. (3) Abs. 4.

95) Art. 8 Ziff. (4). Das Schiedsgericht entscheidet ferner, wenn ein überstimmter Mit-

gliedstaat den mit qualifizierter Mehrheit beschlossenen Übergang zur zweiten Stufe anficht.

PO) Art. 8 Zig. (5).
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3 1. Dezember 1972 &quot;). Rat und Kommission haben nach dem Vertrage
keine Kompetenz, durch ihre Beschlüsse die übergangsZeit über diesen Ter-

min hinaus. zu verlängern.

b) Der Abbau der Zölle und Kontingente während der übergangszeit

Der Vertrag hat den schrittweisen Abbau der zwischen den Mitglied-
staaten bestehenden Aus- und Einfuhrzölle sowie der mengenmäßigen Be-

schränkungen des Warenverkehrs sowohl zeitlich als ziffernmäßig genau

festgelegt &quot;&apos;). Die Mitgliedstaaten haben zwar noch eine gewisse Freiheit,
innerhalb dieses vertraglich festgelegten Rahmens den Abbau des Zoll- oder

Kontingentschutzes bestimmter Waren durch vorzeitigen Abbau der Zölle
und Kontingente der übrigen Waren hinauszuschieben, sofern nur die

geforderten Durchschnittsprozentsätze erreicht werden; jedoch müsSen nach
Ablauf der einzelnen Stufen bestimmte Mindestziele oder Mindestprozent-
sätze erreicht werden und nach Ablauf der übergangszeit alle Handels-

beschränkungen dieser Art vollständig aufgehoben sein. Im übrigen ist es

jedem Mitgliedstaat,freigestellt, von sich aus vorzeitig seine Zölle und Kon-

tingente gegenüber. den übrigen Mitgliedstaaten herabzusetzen oder aufzu-
heben &quot;&apos;). Der Abbau läuft also im ganzen gesehen - vorbehaltlich einer

etwaigen Verlängerung der übergangszeit - automatisch ab, ohne daß es

zusätzlicher Entscheidungen der Organe der Gemeinschaft bedarf; jede
Anderung des vertraglich festgelegten Ablaufs bedarf einer einstimmigen
Entscheidung des Rates auf Grund eines entsprechenden Vorschlages der
Kommission Damit ist jede Verzögerung des Abbaues sowohl an die
Zustimmung jedes einzelnen Mitgliedstaates als auch an die Mitwirkung
der Kommission gebunden.

Im Rahmen des in dieser Weise vertraglich festgelegten Abbauplanes
sind dem Rat und der Kommission noch folgende Funktionen zugewiesen-
Falls bei der Durchführung des Zoll- und Kontingentabbaues Schwierig-
keiten auftreten, kann der Rat auf Grund von entsprechenden Vorschlägen
der Kommission durch Richtlinien geeignete Regelungen treffen &quot;&apos;); der
Rat regelt insbesondere innerhalb der dritten Stufe der Übergangszeit die

Anpassung der Zeitfolge des Abbaues an die bis zum Ende der übergangs-
zeit noch zur Verfügung stehende Zeitspanne, da diese infolge Verlänge-

97) Art. 8 Ziff (6)-(7).
98) Art. 12-14, 16-17, 30-34; soweit die mengenmäßigen Beschränkungen auf Transfer-

beschränkungen für die Bezahlung von Warenlieferungen beruhen, werden diese Beschrän-

kungen in gleicher zeitlicher und prozentualer Stufenfolge abgebaut (Art. 106 Ziff. [1]-[21).
99) Art. 15, 35.

1&quot;) Art. 14 Ziff. (7), 33 Ziff. (8).
1,01) Art. 14 Ziff. (5).
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rung oder Verkürzung der vorhergehenden Stufen verschieden., lang sein

kann Da der, Vertrag die Zeitfolge nur für Abbau und Beseitigung
der Zölle und Kontingente im formellen Sinne, nicht dagegen -auch für die
Beseitigung sonstiger Abgaben oder Beschränkungen gleicher Wirkung, die
sich einer ziffernmäßigen Erfassung entziehen, regeln konnte, ist der Kom-
mission die Aufgabe, übertragen, durch Richtlinien den Mitgliedstaaten die

Zeitfolge der Aufhebung dieser Abgaben oder Beschränkungen in Anleh-

nung an die Zeitfolge des Zoll- Und Kontingentabbaues vorzuschreiben l&quot;).

c) Die Einführung eines gemeinsamen Zolltarifs gegenüber -dritten Ländern

Der Vertrag hat festgelegt, daß die unterschiedlichen Zollsätze der

Mitgliedstaaten gegenüber dritten Ländern im Laufe der übergangszeit -

durch einen für: alle Mitgliedstaaten einheitlich geltenden gemeinsamen
Zolltarif ersetzt werden.

Der Vertrag überläßt es zunächst den, Mitgliedstaaten, die einzelnen
ZOllsätze des künftigen gemeinsamen Tarifs im Wege der Vereinbarung bis
zum Ende der ersten Stufe der Übergangszeit festzulegen Die Mitglied-
staaten haben, bereits in besonderen Anlagen zum Vertrage für einen Teil
der Tarifpositio.nerl die Zollsätze des zukünftigen gemeinsamen Tarifs fest-

gelegt und für einen weiteren Teil den Berechnungsmodus bzw. die Höchst-
grenzen für die.noch festzusetzenden Zollsätze vereinbart;- für den- Rest
sind noch keine Vereinbarungen getroffen. Soweit, nicht aus besonderen
Gründen höhere oder nied7rigere Zollsätze vereinbart werden, gilt -

die
Regel, daß die gemeinsamen Zollsätze dem arithmetischen Mittel der in
den vier Zollgebieten (Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Italien und

Beneluxunion) angewandten Zollsätze entsprechen sollen &quot;&apos;6).
Wird in den Verhandlungen zwischen den Mitgliedstaategi bis zum Ende

der ersten Stufe der übergangszeit keine Einigung über alle Zollsätze des
gemeinsamen Tarifs erzielt, dann erhält der Rar vom Beginn -der zweiten
Stufe an die Kompetenz, auf Grund entsprechender Vorschläge der Kom-
mission die noch, offenen Zollsätze des gemeinsamen Tarifs festzusetzen; er

kann diese Festsetzungen während der Dauer der zweiten Stufe der über-
gangszeit nur einstimmig, danach jedoch. auch mit qualifizierter, Mehrheit
treäen Der Rat- ist ferner ermächtigt, auftretende Tarifklassifizierungs-
probleme zu entscheiden und die erforderlichen Anpassungen zur inneren

102) Art. 14 Zig. (2) (c).
103) Art. 13 Ziff. (2).
104) Art. 19 f.
105) Art. 19 Zig. (1) und (2) Abs. 1.

&apos;O&apos;s) Art. 20 Abs. 3.
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Ausgeglichenheit des gesamten Zolltarifsystems mit verbindlicher Wirkung
für die Mitgliedstaaten vorzunehmen; er trifft diese Entscheidungen mit

qualifizierter Mehrheit, jedoch auch hier wieder nur, auf Grund entsprechen-
7der Vorschläge der Kommission &quot;

Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, ihre Zolltarife schrittweise in der

im Vertrag vorgeschriebenen Zeitfolge und in den vorgeschriebenen Pro-

zentsätzen an den gemeinsamen Zolltarif anzugleichen&apos;); sie sind berech-

tigt, diese Angleichung schon früher als vorgeschrieben vorzunehmen`).
Der gemeinsame Zolltarif muß spätestens am Ende der übergangszeit an-

gewendet werden&quot;). Rat und Kommission sind jedoch ermächtigt, zu-

gunsten eines Mitgliedstaates folgende Ausnahme zu gestatten:
1. Ein Mitgliedstaat kann für die Einfuhr bestimmter Waren aus dritten

Ländern, die herkömmlicherweise aus diesen Ländern bezogen worden sind
oder die aus den übrigen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft nicht in aus-

reichender Menge bezogen werden können, sowie für die Einfuhr landwirt-
schaftlicher Produkte Zollkontingente zu niedrigeren Zollsätzen oder zur

zollfreien Einfuhr erhalten, sofern dadurch keine Verlagerung der Handels-
ströme zum Nachteil der übrigen Mitgliedstaaten eintritt &quot;&apos;); diese Geneh-

migung kann im ersteren Falle auf Grund eines entsprechenden Vorschlages
der Kommission vom Rat mit qualifizierter Mehrheit `% in den beiden
letzteren Fällen von der Kommission allein erteilt werden.

2. Ein Mitgliedstaat kann, wenn ihm die Angleichung seines Zolltarifs
an den neuen gemeinsamen Tarif Schwierigkeiten bereitet, von der Kom-
mission ermächtigt werden, diese Angleichung für bestimmte Zollpositionen
aufzuschieben; die Kommission darf diese Ermächtigung jedoch nur für eine

begrenzte Zeit und nur für so viele Zollpositionen erteilen, daß dadurch
nicht mehr als 5 der Einfuhr aus dritten Ländern betroffen wird 114).

d) Die Liberalisierung des Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs
zwischen den Mitgliedstaaten

Der Vertrag hat festgelegt, daß spätestens am Ende der übergangszeit
die Freizügigkeit der. Arbeitskräfte &quot;&quot;), das freie Niederlassungsrecht für

107) Art. 21.

108) Art. 23 Ziff. (1).
109) Art. 24.

110) Art. 23 Ziff. (3).
111) Art. 25.
112) Art. 25 Ziff. (1).
113) Art. 25 Ziff. (2) und (3).
114) Art. 26.

11-5) Art. 48 Ziff. (1). Sie gilt jedoch nicht für die Bediensteten der öffentlichen Verwal-
tungen (Art. 48 Ziff. (4.
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die Staatsangehörigen und Unternehmen eines Mitgliedstaates einschließlich
nicht diskriminierender Zulassung zur Berufs- und GeWerbeausübung &quot;), I

die Freiheit in Bezug auf das Angebot und die Annahme von Dienstleistun-
gen sowie der freie Kapitalverkehr `) innerhalb der Grenzen der Ge-
meinschaft hergestellt sein muß. Der Vertrag hat sich mit der Festlegung
dieser Ziele begnügt und im übrigen lediglich die Kompetenzen der Organe
der Gemeinschaft und das Verfahren für die schrittweise Durchführung der
Liberalisieruggsmaßnahmen geregelt. Der Vertrag sieht daher zunächst vor,
daß der Rat innerhalb der ersten Stufe der Übergangszeit ein allgemeines
Programm zur Aufhebung der noch bestehenden Beschränkungen auf-
stellt und dann anschließend auf Grund dieses Programmes oder - falls
über ein solches allgemeines Programm keine Einigkeit erzielt werden kann
oder der Vertrag die Aufstellung eines solchen Programmes nicht vor-

schreibt `) - auch ohne ein solches die erforderlichen Richtlinien an die
Mitgliedstaaten zur Durchführung der Liberalisierung erläßt&apos;21).

Für diese Beschlüsse des Rates hat der Vertrag folgende Erfordernisse.
aufgestellt: Das allgemeine Liberalisierungsprogramm kann nur einstimmig
beschlossen werden &apos;); die Richtlinien zur Durchführung der Liberalisie-
rung und Koordinierung können innerhalb der.ersten Stufe der übergangs-
zeit ebenfalls nur einstimmig&quot;später jedoch teilweise auch mit qualifizierter I

-

Mehrheit beschlossen werden &quot;&apos;). Eine erleichterte Regelung gilt für die
Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitskräfte; hier kann der Rat sofort
mit einfacher Mehrheit Richtlinien an die Mitgliedstaaten und, soweit
erforderlich, unmittelbar anwendbare Verordnungen zur Sicherstellung der I.
Freizügigkeit erlassen &apos;).

l&quot;) Art. 52. Auch hier sind Berufsausübungen und Tätigkeiten, die mit Ausübung
öffentlicher Gewalt verbunden sind, ausgenommen (Art. 55 Abs. 1).

117) Art. 59. Für die Liberalisierung auf dem Gebiete des Verkehrs gelten die besonderen
Vorschriften in Art. 75.

118) Art. 67. Kapitalbewegungen brauchen jedoch nur insoweit liberalisiert zu werden,
als dies für das Funktionieren des gemeinsamen Marktes notwendig ist.

119) Art. 54 Ziff. (1)1 63 Ziff. (1).
120) Für die Aufhebung der Beschränkungen der Freizügigkeit der Arbeitskräfte und

der Beschränkungen des Kapitalverkehrs ist die Aufstellung eines Programmes nicht vor-

gesehen.
&quot;21) Art. 54 Ziff. (2), 56, 57, 63. Diese Liberalisierung hat gleichfalls die entsprechende

Liberalisierung des zugehörigen Zählungsverkehrs zur Folge (Art. 106 Ziff. (1)-(2.
122) Art. 54 Ziff. (1) für die Aufhebung der Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit;

Art. 63 Ziff. (1) für die Aufhebung der Beschränkungen des freien Dienstleistungsverkehrs.
123) Art. 54 Ziff. (2), 56 Ziff. (2), 57 Ziff. (1)-(2), 63 Ziff. (2), 69.
124) Art. 49; lediglich das Problem der gegenseitigen Anrechnung der gezahlten Sozial-

versicherungsbeiträge beim Arbeitsplatzwechsel in einen anderen Mitgliedstaat muß durch
einstimmige Beschlüsse geregelt werden (Art. 51).
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Die Mitwirkung der Kommission ist dadurch sichergestellt, daß alle

Beschlüsse des Rates entsprechende Vorschläge der Kommission voraus-

setzen.

2. Die Regeln für das Verhalten der Mitgliedstaaten und Unternehmen
innerhalb des gemeinsamen Marktes

Der Vertrag hat diese - auf der Konzeption einer kontrollierten Wett-

bewerbswirtschaft beruhenden - Regeln teilweise in konkreten Einzel-

bestimmungen, meist jedoch nur in Grundsätzen festgelegt; im letzteren
Falle hat er Rat und Kommission ermächtigt, diese Regeln durch Richt-
linien und Verordnungen näher zu präzisieren.

a) Das Diskriminierungsverbot
Art. 7 des Vertrages verbietet im Kompetenzbereich der GeMeinschaft

generell jede Diskriminierung aus nationalen Gründen, soweit nicht Aus-

nahmen.zugelassen sind. In zahlreichen weiteren Bestimmungen des Ver-

trages sind Anwendungsfälle des Diskriminierungsverbotes in den ver-

schiedenen Sachbereichen der Gemeinschaftgeregelt &quot;-). Es kann hier dahin-

gestellt bleiben, inwieweit das allgemeine Diskriminierungsverbot des&apos;Art. 7
mit Rücksicht auf die konkreten Einzelregelungen ein selbständig anwend-
barer Rechtssatz ist. Selbst wenn man annimmt, daß es die Mitgliedstaaten
als solche verpflichtet, Rechtsetzungs- oder Verwaltungsmaßnahmen, die
diskriminierenden Charakter gegenüber den Staatsangehörigen der anderen

Mitgliedstaaten haben, zu unterlassen bzw. vorhandene Diskriminierungen
zu beseitigen, so ist doch sehr zweifelhaft, ob das Diskriminierungsverbot
in dieser allgemeinen Form ohne nähere Durchführungsbestimmungen un-

mittelbarer Anwendung im innerstaatlichen Recht fähig ist. Deshalb er-

mächtigt Art. 7 Abs. 2 den Rat, auf Grund entsprechender Vorschläge der
Kommission mit qualifizierter Mehrheit jede Regelung (reglementation)
für das Verbot solcher Diskriminierungen zu treffen. Die Wahl des Aus-
druckes Regelung läßt darauf schließen, daß dem.Rat hier freigestellt
werden soll, in welcher der zulässigen Rechtsformen er diese Regelung
treffen will, so daß ihm damit die Befugnis gegeben ist, das Diskriminie-

rungsverbot nicht nur durch Richtlinien an die Mitgliedstaaten näher ZU

konkretisieren, sondern auch im Wege einer Verordnung durch Aufstellung
konkreter Verbotstatbestände im innerstaatlichen Recht der Mitgliedstaaten
anwendbar zu machen und ihm auf diese Weise eine umfassende Geltung

125) So z. B. in Art. 40, 44, 45, 48 Ziff. (2), 67 Ziff. (1), 79, 95.
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zu sichern. Dabei wird die Kontrolle der Beachtung des Diskrimimerungs-
verbots Angelegenheit der Kommission sein.

b) Das Verbot staatlicber Subventionen

Der Vertrag verbietet - vorbehaltlich bestimmter Ausnahmen - staat-

liche oder aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen jeder Art, sofern sie
durch Begünstigung bestimmter Unternehmen oder bestimmter Unter-

nehmensgruppen den Wettbewerb verfälschen und den Handel zwischen
den Mitgliedstaaten&apos; beeinträchtigen&apos;). Der Vertrag sieht jedoch, vor, daß
solche Beihilfen von den Organen der Gemeinschaft unter bestimmten Vor-

aussetzungen zugelassen werden können:

1. Der Vertrag zählt eine Reihe von Beihilfen auf, die wegen ihres
Zweckes als vereinbar mit dem gemeinsamen Markt betrachtet werden
können &apos;). In diesen Fällen ist -die Kommission für die Entscheidung zu-

ständig, ob die Beihilfe zuzulassen ist m).
2. Die Liste der zulassungsfähigen Beihilfen kann &apos;auf Grund ent-

sprechender Vorschläge der Kommission durch einen Beschluß des Rates,
der mit qualifizierter Mehrheit gefaßt werden kann, erweitert werden).
Auch hier ist dann wieder die Kommission zustandig, im konkreten An-

wendungsfall über die Zulassung der Beihilfe zu entscheiden &quot;).
3. Der Rat kann schließlich, wenn außergewöhnliche Umstände dies

rechtfertigen, ,durch einstimmigen Beschluß, wobei eine Mitwirkung der
Kommission nicht erforderlich ist, auf Antrag eines Mitgliedstaates Bei-
hilfen jeder Art für zulässig erklären, auch wenn sie nach den vorerwähnten

Bestimmungen nicht zulassungsfähig wären `).

m) Art. 92 Zig. (1). Ausgenommen von dem Verbot sind Beihilfen bestimmter Art,
wie z. B. Beihilfen sozialer Art an Verbraucher, Ausgleichsmaßnahmen für Schäden durch
Naturkatastrophen oder Hilfsmaßnahmen für Berlin und die deutschen Zonenrandgebiete
(Art. 92 Ziff. 2).

127) Art. 92 Ziff. (3): a) Beihilfen zur Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung
von Gebieten, in denen die Lebenshaltung außergewöhnlich niedrig ist oder eine erhebliche
Unterbeschäftigung herrscht; b) Beihilfen zur Förderung wichtiger Vorhaben von gemein-
samem europäischen Interesse oder zur Behebung einer beträchtlichen Störung im Wirt-
schaftsleben eines Mitgliedstaates; c) Beihilfen zur Förderung der Entwicklung gewisser
Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete, soweit sie die Handelsbedingungen nicht in einer
Weise verändern, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft. Beihilfen für den Schiffsbau,
soweit sie am 1. Januar 1957 bestanden und lediglich einem fehlenden Zollschutz ent-

sprechen, werden jedoch entsprechend den für die Abschaffung der Zölle geltenden Be-

stimmungen und vorbehaltlich der Vorschriften dieses Vertrags über die gemeinsame
Handelspolitik gegenüber dritten Ländern schrittweise abgebaut.

IM) Art. 93 Ziff. (2)-(3).
129) Art. 92 Ziff. (3) (d).
130) Art. 93 Ziff. (2)-(3) in Verbindung mit Art. 92 Ziff. (3) (d).
131) Art. 93 Zig. (2) Abs. 3-4.
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Abgesehen von der zuletzterwähnten, für Sonderfälle gedachten Aus-

nahmebefugnis des Rates ist also die Kommission für die Anwendung des
Subventionsverbotes maßgebend; sie muß sich jedoch dabei an die Richt-
linien des Vertrages oder, sofern der Rat weitere Gruppen von Beihilfen
für genehmigungsfähig erklärt, an die Richtlinien des Rates halten.

c) Die Verhinderung und Kontrolle von Wettbewerbsbeschränkungen

Der Vertrag hat festgelegt, daß Vereinbarungen zwischen Unternehmen,
Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen und aufeinander abgestimmte
Verhaltensweisen.(pratiques concertees) der Unternehmen, die den Wett-

bewerb innerhalb des gemeinsamen Marktes verhindern, beschränken oder
verfälschen 132), sowie alle Praktiken, die eine mißbräuchliche Ausnutzung
einer marktbeherrschenden Stellung darstellen &quot;&apos;), sofern dadurch der Han-
del zwischen den Mitgliedstaaten berührt wird, mit dem gemeinsamen
Markt unvereinbar und verboten sind. Der Vertrag zählt einerseits, ohne

damit erschöpfend sein zu wollen, eine Anzahl Praktiken auf (wie z. B.

Preisfestsetzungen, Produktions- und Absatzbeschränkungen, Aufteilungen
der Märkte, Diskriminierungen zwischen Lieferanten oder Kunden) die,

per se als wettbewerbsbeschränkend gelten &quot;&apos;), und läßt andererseits Aus-
nahmen von dem Verbot zu, wenn die Wettbewerbsbeschränkungen zur

Verbesserung der Produktion oder Verteilung oder zur Förderung des tech-
nischen oder wirtschaftlichen Fortschritts notwendig sind und den Wett-
bewerb nicht wesentlich einschränken &quot;&apos;).&apos;

Auf die bekannte Streitfrage, inwieweit diese Grundsätze unmittelbar
anwendbares Recht sind und bereits jetzt von den nationalen Behörden und
Gerichten beachtet werden müssen, kann im Rahmen dieser Untersuchung
nicht näher eingegangen werden &quot;&quot;); auf jeden Fall hat der Vertrag vor-

gesehen, daß der Rat zur Verwirklichung dieser Grundsätze Richtlinien
und Verordnungen zu erlassen hat. Diese Richtlinien und Verordnung
können vom Rat innerhalb der ersten drei Jahre der übergangszeit nur

einstimmig, später jedoch.auch mit qualifizierter Mehrheit beschlossen wer-

132) Art. 85.

183) 2&amp;rt. 86.

134) Art. 85 Ziff. (1), 86 Abs. 2.

im) Art. 85 Zig. (3).
131) Vgl. hierzu neuestens: Institut für ausländisches und internationales Wirtschaftsrecht,

Das Verhältnis des deutschen Kartellrechts zu den kartellrechtlichen Vorschrifken des Ver-

trags über die Gründung der Europäischen Wirtschaftsgeineinschaft (Gutachten Frankfurt/
Main, 1958); H. P e t er s Die Wettbewerbsbestimmungen für den Geineinsamen Markt
(Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, Jg. 1, 1958, S. 126-128, 146-149).
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den; sie setzen in jedem Falle entsprechende Vorschläge der Kommission

voraus 137).
Die Kommission ist durch den Vertrag ermächtigt, schon vor dem Erlaß,

dieser Richtlinien und Verordnungen des Rates die Einhaltung der oben
erwähnten Grundsätze in den Mitgliedstaaten zu kontrollieren, wobei die
nationalen Behörden Amtshilfe zu leisten haben; die Kommission kann,
falls der betreffende Mitgliedstaat keine Abhilfe trifft, in einer förmlichen

Entscheidung, die Zuwiderhandlung feststellen und die übrigen Mitglied-
staaten zu Ausgleichsmaßnahmen ermächtigen &quot;&apos;). Im übrigen wird es Sache
des Rates sein, in seinen Verordnungen die Kontroll- und Sanktionsbefug-
nisse der Kommission auf diesem Sachgebiet festzulegen.

d) Wettbewerbsverfälschende Gesetzgebungs- und Verlwaltungsmaßnahmen

Die Disparität der wirtschaftsrechtlichen Gesetzgebungs- und Verwal-

tungsvorschriften, die zwischen den Mitgliedstaaten besteht, kann die Wett-

bewerbsbedingungen verandern und damit das Funktionieren des gemein-

samen Marktes beeinträchtigen. Der Vertrag sieht daher die Harmonisierung
solcher Gesetzgebungs- und VerwaltungsvOrschriften vor, insbesondere z. B.

die Harmoriisierung der verschiedenen Systeme der indirekten Steuern sowie

die Angleichung sonstiger Vorschriften, die sich auf das Funktionieren des

gemeinsamen Marktes auswirken; der Rat kann hierzu auf Grund ent-

sprechender Vorschläge der Kommission durch einstimmigen Beschluß Richt-
linien an die Mitgliedstaaten erlassen

Stellt die Kommission fest, daß eine Disparität in den Geset,zgebungs-
und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten - gleichgültig ob diese

bereits vorhanden war oder durch neu erlassene Vorschriften verursacht

worden ist - die Wettbewerbsbedingungen auf dem gemeinsamen Markt

verfälscht, und kommen die betreffenden Mitgliedstaaten den Empfehlungen
der Kommission nicht nach, SO kann der Rat auf Vorschlag der Kommission

die erforderlichen Richtlinien an die betreffenden Mitgliedstaaten richten,Z)

wobei der Rat diese Richtlinien während der ersten Stufe der übergangs-
zeit nur einstimmig, später auch mit qualifizierter Mehrheit beschließen

kann

137) Art. 87 Ziff. (1).
1ä8) Art. 89.

11111) Art. 99 f.
140 Art. 101 f.
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e) Die Sonderbebandlung der Landwirtschafl innerbalb des gemeinsamen Marktes

Die Regeln des gemeinsamen Marktes finden auf die Landwirtschaft,
obwohl die zwischen den Mitgliedstaaten bestehenden Zölle und Kontin-

gente auch für die land*irtschaftlichen Erzeugnisse abgebaut werden

müssen &quot;&apos;), nur eine sehr eingeschränkte Anwendung:
1. Die Regeln über die Wettbewerbsbeschränkungen und Subventionen

finden auf die Produktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse und auf den
Handel mit diesen nur insoweit Anwendung, als es der Rat bestimmt, so

daß die nationalen Marktordnu.ngen einschließlich der Subventionssysteme
zunächst unberührt bleiben IU).

2. Die Mitgliedstaatensind berechtigt, zum Schutze ihrer Landwirtschaft

II ein nicht diskriminierendes Mindestpreissystem für landwirtschaftliche Er-

zeugnisse aufrechtzuerhalten oder einzuführen, vorausgesetzt, daß dadurch
der Handel zwischen den Mitgliedstaaten nicht beeinträchtigt wird 143) ; der

Rat kann objektive Maßstäbe für die Zulässigkeit und Höhe solcher

Mindestpreissysteme festlegen 144) an die die Mitgliedstaaten ihre Mindest-

preise anzugleichen haben 145), und von der dritten Stufe der Übergangszeit
an auch ohne vorherige Festlegung solcher objektiven Maßstäbe über die

Zulässigkeit der nationalen Mindestpreissysteme entscheiden 146).
3. Der Rat kann die nationalen Marktordnungen für landwirtschaft-

liche Erzeugnisse durch eine gemeinsame, jede nationale Diskriminierung
ausschließende Marktordnung für alle Mitgliedstaaten ersetzen; diese Markt-

ordnung kann insbesondere auch Preisregelungen und Subventionen ent-

halten &apos;).
Der Rat kann die im Rahmen dieser Vertragsbestimmungen vorgesehenen

Verordnungen, Richtlinien und Entscheidungen während der beiden ersten

Stufen der übergangszeit nur einstimmig, später auch mit qualifizierter
Mehrheit beschließen, in allen Fällen jedoch nur auf Grund entsprechender
Vorschläge der Kommission 148).

Soweit die nationale Marktordnung eines Mitgliedstaates die Wett-

bewerbslage gleichartiger Erzeugnisse in einem anderen Mitgliedstaat be-

einträchtigt, kann die Kommission den letzteren zur Erhebung entsprechen-
der Ausgleichsabgaben für die Einfuhr aus dem ersteren ermächtigen

141) Art. 38 Ziff. (2).
142) Art. 42.

143) Art. 44 Ziff. (1), (2), (4).
144) Art. 44 Ziff. (3).
la) Art. 44 Ziff. 4 Abs. 2.

1411) Art. 44 Ziff. (5)-(6).
147) Art. 40,43.
148) Art. 43 Ziff. (2), Abs. 3; Art. 43 Ziff. (3); Art. 44 Ziff. (3), (5).
149) Art. 46.
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3. Der Außenhandel mit dritten Ländern

.Der Vertrag hat festgelegt, daß die Mitgliedstaaten ihre Handelsbezie-

hungen zu dritten Ländern während der übergangszeit so koordinieren,
daß die Gemeinschaft nach Beendigung der übergangszeit eine einheitliche

Außenhandelspolitik führen kann Die Kommission ist zuständig, dem

Rat Vorschläge für das während der übergangszeit anzuwendende Ko-

ordinierungsverfahren und für die Vereinheitlichung der Handelspolitik
gegenüber dritten Ländern zu unterbreiten`); Beschlüsse hierüber trifft der -

Rat zunächst einstimmig, vom Beginn der dritten Stufe der übergangszeit
an mit qualifizierter Mehrheit &quot;).

Mit der Festlegung und Einführung des gemeinsamen Zolltarifs geht die

handelspolitische Ent-scheidungsgewalt von den einzelnen Mitgliedstaaten
auf den Rat über; dieser erhält folgende Zuständigkeiten:

d.h.1. Anderungen des gemeinsamen Zolltarifs - sofern sie autonom

nicht auf Grund eines Handelsabkommens mit dritten Ländern vorgenom-
men werden - können,nur noch durch einstimmige Entscheidung des Rates

erfolgen &quot;&apos;); vorübergehende Herauf- oder Herabsetzungen einzelner Zoll-

sätze um nicht mehr als 20 11/o können nach dem Ende der Obergangszeit
auf Grund eines entsprechenden Vorschlages der Kommission ausnahmsweise

auch mit qualifizierter Mehrheit beschlossen werden &quot;&apos;).
2. Verhandlungen über Abkommen mit dritten Ländern, die den ge-

meinsamen Zolltarif betreffen, können schon während der übergangszeit
nur auf Initiative des Rates eingeleitet werden&quot;&apos;); nach dem Ende der Ober-

gangszeit ist der Rat für Handelsabkommen jeder Art mit dritten Ländern

zuständig &quot;). Die Führung der. Verhandlungen selbst geschieht zwar durch
die Kommission, die hierzu vom Rat erm,ächtigt wird `); der Rat kann

jedoch der Kommission für die Verhandlungen verbindliche Richtlinien
erteilen Außerdem wird der Kommission ein ad hoc-Ausschuß.des Rates

für die Verhandlungen beigegeben &quot;&apos;). Der Abschluß der ausgehandelten
Abkommen geschieht dann wieder durch den Rat im Namen der Gemein-

Art. 111 Ziff. (1), (4)-(5).
151) Art. 111 Ziff. (1) Abs. 2.

162) Art. 111 Ziff. (3); Art. 112.

153) Art. 28 Abs. 1.

1,54) Art. 28 Abs. 2.

155) Art. 111 Ziff. (2) Abs. 1
-

W) Art. 113 Ziff. (1), (3).
157) Art. 111 Ziff. (2) Abs. 2; Art. 113 Ziff. (3) Abs, 1.

158) Art. 111 Ziff. (2) Abs. 3; Art. 113 Ziff. (3) Abs. 2.

159) Art. 111 Ziff. (2) Abs. 3; Art. 113 Ziff. (3) Abs, 2.
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schaft Bei der Ausübung dieser handelspolitischen Befugnisse kann der

Rat, zunächst nur einstimmig, vom Beginn der dritten Stufe der übergangs-
zeit an auch mit qualifizierter Mehrheit ohne Mitwirkung der Kommission

entscheiden ); die Kommission kann lediglich dein Rat Empfehlungen
unterbreiten.

3. Nach dem Ende der übergangszeit ist der Rat nicht nur für Ande-

rungen des Zolltarifs und für den Abschluß von Zoll- und Handelsabkom-

men, sondern ganz, allgemein für eine einheitliche Handelspolitik der Ge-

meinschaft gegenüber dritten Ländern zuständig, insbesondere auch für

handelspolitische Liberalisierungs- oder Schutzmaßnahmen gegenüber drit-

ten Ländern (Kontingentlerung, Antidumping- und Ausgleichszölle)
sowie für ein gemeinsames Vorgehen der Mitgliedstaaten in den inter-

nationalen Wirtschaftsorganisationen &quot;&apos;). Über diese handelspolitischen
Maßnahmen kann der Rat.mit&apos;qualifizierter Mehrheit entscheiden, sofern

entsprechende Vorschläge der Kommission vorliegen &quot;).
Über die Zulässigkeit von Schutzin..aßnahmen, die ein einzelner Mitglied-

staat wegen&apos;besonderer Auswirkungen der handelspolitischen Maßnahmen

der Gemeinschaft auf seine nationale Wirtschaft für erforderlich hält oder

wegen Dringlichkeit bereits ergriffen hat, entscheidet die Kommission

4. Die Koordinierung sonstiger wirtschaflspolitischer Maßnabmen
der Mitgliedstaaten

Der Vertrag geht nicht so weit, die Wirtschaftspolitik in ihrem vollen

Umfange aus der Kompetenz der Mitgliedstaaten in die Kompetenz der

Gemeinschaft ZU überführen; der Vertrag hat zwar den Organen der Ge-
-

meinschaft auf bestimmten Gebieten wie z. B. in Angelegenheiten des ge-

meinsamen Marktes und des Außenhandels mit dritten Ländern ausschließ-

lich wirtschaftspOlitische Entscheidungsbefugnisse übertragen, im übrigen
aber lediglich eine Koordinierung der wirtschaftspolitischen Maßnahmen

der Mitgliedstaaten vorgesehen. Rat und Kommission haben hierzu folgende
Befugnisse:

a) Konjunkturpolitik

Der Vertrag hat festgelegt, daß die Mitgliedstaaten die Konjunktur-
politik als eine Angelegenheit von gemeinsamem Interesse betrachten wer-

160) Art. 114.

1111) Art. 111 Ziff. (3); 113 Ziff. (4); 114.
M) Art. 113 Ziff. (1).
163) Art. 116 Abs. 1.

164) Art. 113 Ziff. (2), (4); 116 Abs. 1 Satz 2.
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den &apos;). Der Rat ist zuständig, auf Vorschlag der Kommission einstimmig
der Lage entsprechende konjunkturpolitische Maßnahmen zu beschließen 167)
und auf Grund eines solchenBeschlusses, soweit noch erforderlich, von der
Kommission vorzuschlagende Richtlinien an die Mitgliedstaaten über die

Durchführung der beschlossenen Maßnahmen zu erlassen; zum Erlaß dieser
Richtlinien genügt eine qualifizierte Mehrheit des Rates &quot;8).

-

b) Währungspolitik
Der Vertrag verpflichtet die Mitgliedstaaten auf dem Gebiete der Wäh-

rungspolitik zu enger Zusammenarbeit Ein, aus Finanzexperten der

Mitgliedstaaten und der Kommission zusammengesetzter standiger Wä.h-
rungsausschuß beobachtet laufend die Währungs- und Finanzlage der Mit-

gliedstaaten und berichtet an Rat und Kommission Gerät ein Mitglied-
staat in Zahlungsbilanzschwierigkeiten und sind diese Schwierigkeiten
geeignet, das Funktionieren des gemeinsamen Marktes oder die gemein
schaftliche Außenhandelspolitik zu -gefährden, so empfiehlt die Kommission
zunächst dem betreffenden Mitgliedstaat geeignete Abhilfemaßnahmen;
erweisen sich diese oder sonstige von dem betreffenden Mitgliedstaat er-

griffenen &apos;Maßnahmen als ungenügend, so kann der Rat die übrigen Mit-

gliedstaaten zu Beistandsmaßnahmen verpflichten ); beschließt der Rat
trotz Empfehlung der Kommission.keine Beistandsmaßnahmen oder-I.sind
auch diese nicht ausreichend, so kann die Kommission den in Schwierigkeiten
befindlichen Mitgliedstaat zu besonderen von ihr festzulegenden, Schutz-
maßnahmen ermächtigen &quot;); jedoch kann der Rat diese Entscheidung der
Kommission abändern oder, wenn der betreffende Mitgliedstaat auf

eigene Initiative Schutzmaßnahmen ergriffen,hat, die Anderung oder Auf-,

hebung dieser Schutzmaßnahmen,anordnen&apos;I&apos;). In allen diesen Fällen kann
der Rat seine Entscheidungen mit qualifizierter Mehrheit treffen, wobei die
Kommission nur durch Empfehlungen mitwirken- kann.

c) Sozialpolitik
Der Vertrag hat auf diesem Gebiet lediglich vorgesehen, daß der Rat

durch einstimmigen Beschluß die Kommission mit der Durchführung ge-

l&quot;) Art. 103 Ziff. (1).
147)Art. 103 Ziff. (2).
1118) Art. 103 Ziff. (3).
169) Art. 104,105 Ziff. (1), 106 Ziff. (4), 107 Ziff. (1).
170) Art. 105 Ziff. (2).
171) Art. 108 Ziff. (1)-(2).
172) Art. .108 Ziff. (3) Abs. 1.

173) Art. 108 Ziff. (3) Abs. 2.

17,4) Art. 109 Ziff. (3).

http://www.zaoerv.de
© 1958 Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


Der übernationale Charakter der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 195

meinsamer sozialpolitischer Maßnahmen beauftragen und sie hierzu mit

den erforderlichen Befugnissen ausstatten kann.

5. Schutzmaßnahmen zugunsten einzelner Mitgliedstaaten

Der Vertrag hat in zahlreichen Bestimmungen, die Zum Teil bereits

erwähnt wurden, festgelegt, unter welchen- Voraussetzungen einem Mit-

gliedstaat gestattet werden kann, mit Rücksicht auf Schwierigkeiten, die in

seiner Wirtschaft oder in einem seiner Wirtschaftszweige durch die Maß-
I nahmen zur Errichtung des. gemeinsamen Marktes, durch handels- oder,

wirtschaftspolitische Maßnahmen der,Gemeinschaft, durch Maßnahmen der

anderen Mitgliedstaaten oder aus sonstigen Gründen entstanden sind, Aus-

gleichs- oder Schutzmaßnahmen bestimmter Art (z. B. Ausgleichsabgaben,
Subventionen, Kontingentierungsmaßnahmen usw.): zu ergreifen, über deren

Zulässigkeit&apos;in der Regel die Kol l&quot;), in einzelnen Fällen auch, der

Rat `) entscheidet. Darüber hinaus ist während der übergangszeit die

Kommission allgemein befugt, einem Mitgliedstaat Schutzmaßnahmen zu

gestatten&apos; wobei die Kommission, soweit und solange dies unbedingt er-

forderlich ist, den betreffenden Mitgliedstaat von den Vorschriften des

Vertrages dispensieren kann

IV. Der übernationale Charakter der Europäischen
Wirtschaflsgemeinschafl

Aus der vorstehenden übersicht -über die Verteilung der Entscheidungs-
befugnisse zwischen Rat und Kommission in den verschiedenen Aufgaben,-
gebieten der Gemeinschaft erlaubt sich folgende Feststellungen:

1. Die Kompetenzregelung entspricht den Empfehlungen des Messina-

Ausschusses, soweit sie dem Rat wirtschaftspolitische Entscheidungen, der

Kommission die Durchführung der durch den Vertrag oder durch Entschei-

dungen des Rates festgelegten wirtSchaftspolitischen Maßnahmen überläßt.
2. Die Kompetenzregelung macht, jedoch in sehr viel weiterem Umfange

.als es die Empfehlungen des Messina-Ausschusses vorgesehen hatten, von dem
verfahrensrechtlichen Mittel Gebrauch, die wirtschaftspolitischen Maß-

nahmen des Rates von entsprechenden Vorschlägen der Kommission abhängig

17,5) Art. 17 Ziff. (4), 25, 26, 37 Ziff. (3), 46, 73 Ziff. (1) Abs. 1, 89 Ziff. (2), 91 Ziff.

107, 108 Ziff. (3), 109, 115, 134.

176) Art. 70, 73 Ziff. (1) Abs. 2, 108 Ziff. (3), 109; Protokoll betr. Frankreich; Protokoll
betr. Luxemburg.

177) Art. 226.
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zu machen. Diese Form der Mitwirkung der Kommission ist bei fast allen
Maßnahmen und Anordnungen des Rates vorgesehen; - nur einige wenige,
überwiegend politische Entscheidungen sind dem Rat allein überlassen ge-
blieben.

3. Die Kommission hat aber nicht nur dort, wo der Rat an ihre Vor-

schläge gebunden ist, sondern auch in.dbn Fällen, in denen der Rat durch.
einstimmigen Beschluß über ihre Vorschläge hinweggehen kann, durch ihr

Mitwirkungsrecht einen Einfluß auf Entscheidungen des Rates, weil der
Rat nicht ohne zwingende politische Grunde von den auf Grund objektiver
Maßstäbe ausgearbeiteten Vorschlägen der Kommission abweichen wird.

Der übernationale Charakter einer zwischenstaatlichen Organisation&apos;
hängt davon ab, in welchem Umfange ihre für die Mitgliedstaaten verbind-
lichen Entscheidungen von übernationalen Organen erlassen, inhaltlich be-
stimmt oder kontrolliert werden. Die umfassenden Mitwirkungs- und Ent-

scheidungsbefugnisse der Kommission, unterstützt durch die Rechtskontrolle
des Gerichtshofs. über die Beschlüsse des Rates, lassen es daher gerecht-fertigt
erscheinen, die Europäische Wirtschaftsgemeinsch.aft als eine übernationale
Gemeinschaft zu qualifizieren.

Dieser Beurteilung kann nicht entgegengehalten werden, daß, der Rat,
soweit er entscheidet, durch einstimmigen Beschluß über die Vorschläge der
Kommission hinweg gehen kann. Die Organisationsform der übernationalen
Gemeinschaft ist weder dafür bestimmt noch, dazu geeignet, übernationalen
Organen selbständige politische Entscheidungsbefugnisse zu übertragen und
sie zu einer den Mitgliedstaaten übergeordneten politischen Instanz zu

machen; der Zweck der Gründung einer übernationalen Gemeinschaft
besteht vielmehr darin, durch Einschaltung übernationaler Organe die

Formung einer gemeinschaAlichen Politik der,Mitgliedstaaten auf den Auf-
gabengebieten der Gemeinschaft zu fördern und, soweit eine solche gemein-
schaftliche Politik vertraglich festgelegt oder beschlossen ist, ihre einheitliche,
von nationalen Sonderinteressen unbeeinflußte Durchführung zu sichern.
Wenn hier im Rahmen, der Europäischen&apos;Wirtschaftsgemeinschaft den auf
einstimmigen Beschlüssen des Rates beruhenden Entscheidungen, die in-
soweit Ausdruck einer gemeinschaftlichen Politik der Mitgliedstaaten sind,
Vorrang gegeben wird&quot; so. steht dies nicht im Gegensatz zu den Funktionen
der übernationalen Organeder Gemeinschaft, sondern ist eine notwendige
Ergänzung, ihrer Funktioneni, damit sich die Wirtschaftspolitik der Gemein-
schaft veränderten oder unvorhergesehenen Situationen anpassen kann. -, 1
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